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A. Staatskanzlei
Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 19. 7. 2016
— 203-11700-5 CHL —

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsu-
larischen Vertretung der Republik Chile in Hamburg ernann-
ten Herrn Erwan Luis Varas Dulac am 6. 7. 2016 das Exe-
quatur als Generalkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Lander Hamburg, Bremen,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Eduardo Ricardo Schott
Stolzenbach, am 25. 8. 2011 erteilte Exequatur ist erloschen.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 760

B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Gemeindefinanzplanung;
Orientierungsdaten
fiir den Planungszeitraum 2016 bis 2020

Bek.d. MI v. 8. 7. 2016
— 33.21-04020/7 —

1. Allgemeines

Die steuernahen Nettoeinnahmen haben — wie bereits in
den beiden Vorjahren — bedingt durch die gute Wirtschafts-
und Beschiftigungslage auch in 2015 fir das Land und die
Kommunen eine solide Einnahmebasis gebildet.

Die Steuereinnahmen 2015 der Kommunen konnten mit
7,97 Mrd. EUR nach Abzug der Gewerbesteuerumlage das
hohe Niveau von 2013 und 2014 noch verbessern (+ 217 Mio.
EUR). Ein leichtes Minus weisen allerdings erneut die Einnah-
men aus der Gewerbesteuer aus. Im Vergleich zu 2014 wur-
den bei dieser Steuerart in 2015 mit 3 Mrd. EUR (netto) etwa
88 Mio. EUR weniger erwirtschaftet (nach — 11 Mio. EUR
von 2013 zu 2014). Alle anderen Steuerarten konnten mit ei-
nem leichten Plus, der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
sogar mit einem deutlichen Zugewinn (+ 177 Mio. EUR), ab-
schliefien.

Unabhingig von der weiteren positiven Entwicklung der
Einnahmen sind angesichts der sowohl fiir das Land als auch
fiir die Kommunen weiterhin bestehenden erheblichen Kon-
solidierungserfordernisse auch in Zukunft betrdchtliche An-
strengungen zur nachhaltigen Haushaltskonsolidierung erfor-
derlich.

Das vom Bund in 2015 verabschiedete ,,Gesetz zur weiteren
Entlastung von Landern und Kommunen ab 2015 sowie das
,Kommunalinvestitionsgesetz“ entlasten die Kommunen auch
in den folgenden Jahren.

Die stabile Einnahmeentwicklung sollte auch kinftig dazu
genutzt werden, Fehlbetrdge der Vorjahre auszugleichen und
aufgelaufene Kredite zuriickzufithren. Die glinstige konjunk-
turelle Lage bietet die Chance, in vertréglicher Weise nachhal-
tig zu konsolidieren, um auch in Phasen schwécheren Wachs-
tums Aufgaben ohne dauerhaften Schuldenaufwuchs erfiillen
zu konnen.

2. Ergebnisse der Steuerschitzung (Mai 2016) und Zielvorgaben

Gemaéf § 9 Abs. 3 GemHKVO vom 22. 12. 2005 (Nds. GVBI.
S. 458, 2006 S. 441), zuletzt gedndert durch Verordnung vom
1. 2. 2011 (Nds. GVBL. S. 31), werden im Einvernehmen mit
dem MF die Orientierungsdaten fiir den Planungszeitraum
2016 bis 2020 bekannt gegeben:
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A. Einnahmen (Steuerschitzungen)

2016 2017  2018") 2019')2020")

—in % —

1. Kommunale Steuereinnahmen

1.1 Gemeindeanteil 4,8 3,0 55 50 5,5
an der Einkommen-
steuer (Lohnsteuer,
veranlagte Ein-
kommensteuer,
Abgeltungsteuer)

1.2 Gemeindeanteil an 3,6 244 — 220 3,5 3,5
der Umsatzsteuer

1.3 Gewerbesteuer — 2,0 11,3 3,0 3,0 3,5
(brutto)

1.4 Gewerbesteuer — 2,0 11,7 3,0 3,0 3,5
(netto)

1.5 Grundsteuer A 1,6 1,2 1,5 1,0 1,5
und B

2. Zahlungen des Landes

2.1 Zuweisungen aus 5,0%) 3,9 40 3,5 3,5
dem kommunalen
Finanzausgleich
(Schliisselzuwei-
sungen) insgesamt

2.2 Zuweisungen 2,2 2,3 2 2 2
des iibertragenen
Wirkungskreises

") Fiir die Planungsjahre 2018 bis 2020 sind die Angaben auf 0,5-Stu-
fungen gerundet.

%) Die Steigerungsrate enthélt die Steuerverbundabrechnung 2015, je-
doch nicht die erhéhten Ansitze aus dem Nachtragshaushalt.

B. Ausgaben (gesamtwirtschaftliche Zielvorgaben)

Die aktuell stabile Einnahmeentwicklung sollte bei den
Kommunen nach wie vor dazu genutzt werden, das Ziel der
zeitnahen Reduzierung der Verschuldung — insbesondere der
hohen Liquiditatskredite — sowie die Konsolidierung der kom-
munalen Haushalte voranzutreiben. Die Ausgabeentwicklung
ist daher deutlich unterhalb des Mafles der zur Verfiigung ste-
henden Einnahmen zu halten.

3. Erlduterungen

Die Einnahmeschétzungen der LReg fiir die Kommunen in
den Jahren 2016 bis 2020 sind von den Ergebnissen des Ar-
beitskreises ,,Steuerschitzungen” vom Mai abgeleitet worden
und beruhen auf geltendem Recht (Stand Mai 2016). Davon
abweichend hat der Arbeitskreis ,Steuerschidtzungen® auf-
grund des Auslaufens des FAG zum 31. 12. 2019 und der noch
ausstehenden Entscheidungen zur Neuordnung der Bund-
Lander-Finanzbeziehungen fir Zwecke der Steuerschitzung
die Rechtslage 2019 in Bezug auf die Aufteilung der Steuer-
einnahmen auf Bund, Liander und Gemeinden im Jahr 2020
angewendet.

Erstmals berticksichtigt worden sind die steuerlichen Aus-
wirkungen des BFH-Urteils vom 17. 12. 2014 zur vollen
»Schachtelprivilegierung” im gewerbesteuerrechtlichen Or-
gankreis infolge sogenannter Bruttomethode sowie des zwei-
ten Gesetzes zur Starkung der pflegerischen Versorgung und
zur Anderung weiterer Vorschriften vom 21. 12. 2015.

Die Ansitze wurden entsprechend der mittelfristigen ge-
samtwirtschaftlichen Projektion vom Mai 2016 fiir den Pla-
nungszeitraum abgeleitet. Fiir 2016 wird ein nominaler An-
stieg des Bruttoinlandsprodukts von 3,6 % und fir 2017 von
3,3 % erwartet. Fiir die tibrigen Jahre 2018 bis 2020 wird ein
Nominalwachstum von jahrlich 3,3 % prognostiziert. Die rea-
len Verdnderungen betragen fiir das Jahr 2016 1,7 % und fir
die Jahre 2017 bis 2020 jeweils 1,5 % p. a.
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ZuA1l.1

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer betrégt fiir
das Jahr 2016 kassenméflig voraussichtlich 3,2 Mrd. EUR.
Grundlagen sind die realisierten Steueraufkommen bis Juni
2016 sowie die aktuellen Sollzahlen bis einschlieflich des
dritten Quartals 2016 unter Berticksichtigung der bisherigen
Entwicklung und der Zahlungsmodalitdten des LSN, die in
der Verordnung iiber den Gemeindeanteil an der Einkommen-
steuer und der Umsatzsteuer sowie tiber die Gewerbesteuer-
umlage vom 10. 4. 2000 (Nds. GVBL. S. 70), zuletzt gedndert
durch Verordnung vom 4. 3. 2015 (Nds. GVBL. S. 18), festge-
legt sind.

ZuA1.2

Die Steigerungsraten fiir den Gemeindeanteil an der Um-
satzsteuer sind aus den Ergebnissen des Arbeitskreises ,,Steu-
erschitzungen” abgeleitet. Der Umsatzsteueranteil wird an-
hand eines Verteilungsschliissels geméfd den §§ 5 a bis 5 f des
Gemeindefinanzreformgesetzes i. d. F. vom 10. 3. 2009 (BGBI. I
S. 502), gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. 5. 2012
(BGBL. I S. 1030), berechnet. Die starken Verdnderungsraten
von 2017 und 2018 resultieren aus den verdnderten Umsatz-
steuer-Festbetrédgen fiir die Kommunen gemaf § 1 Satz 3 FAG
vom 1. 1. 2005 (BGBL. I S. 3955), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 20. 10. 2015 (BGBIL. I S. 1722).

ZuA1.3und 1.4

Die Steigerungsrate bei der Gewerbesteuer (brutto) fir das
Jahr 2016 ist unter Berticksichtigung der Ergebnisse des Ar-
beitskreises ,,Steuerschatzungen” mit dem auf die niederséch-
sischen Kommunen entfallenen Anteil an der Gewerbesteuer
berechnet. Auf dieser Basis sind die Werte bis zum Jahr 2020
fortentwickelt. Unter Einbeziehung der seitens der Kommu-
nen zu leistenden Gewerbesteuerumlage ergeben sich Verdn-
derungen fiir die Gewerbesteuer (netto).

Die besonderen Anderungsraten der Jahre 2016 und 2017
resultieren u. a. aus den Rechtsdnderungen zur Gewerbe-
steuer (BFH-Urteil zur vollen ,,Schachtelprivilegierung” im ge-
werbesteuerlichen Organkreis).

Die erwarteten Verdnderungsraten der Gewerbesteuer sind
als Durchschnittswerte anzusehen. Die besonderen lokalen
Gegebenheiten sind von den einzelnen Kommunen ergdnzend
in die Veranschlagung einzubeziehen.

Die nachstehend aufgefithrten Umlagesidtze haben ihre
Grundlage im Gemeindefinanzreformgesetz und in der Ver-
ordnung zur Festsetzung der Erhohungszahl fiir die Gewerbe-
steuerumlage nach § 6 Abs. 5 Gemeindefinanzreformgesetz
im Jahr 2016 vom 1. 2. 2016 (BGBI. I S. 174).

Zusammengefasst ergeben sich derzeit folgende Gewerbe-
steuerumlagesétze:

2016 2017 2018 2019 2020

—in % —

Bundesanteil 14,5 14,5 14,5 14,5 14,5

Landesanteil

1 innerhalb des Linder- 20,5 20,5 20,5 20,5 20,5
finanzausgleichs

2 auflerhalb des Lander-
finanzausgleichs

2.1 Beteiligung Fonds- 5 4 4 4 4
kosten

2.2 Neuordnung Lander- 29 29 29 29 299
finanzausgleich (1993)

Vervielfiltiger gesamt 69 68 68 68 68

%) Abweichend vom Gemeindefinanzreformgesetz wird aufgrund der
noch ausstehenden Entscheidungen zur Neuordnung der Bund-
Lander-Finanzbeziehungen analog zur technischen Verfahrensweise
im Arbeitskreis , Steuerschitzungen” vorgegangen.

ZuA15

Die Steigerungsraten bei der Grundsteuer sind fir den Pla-
nungszeitraum 2016 bis 2020 aus den Ergebnissen des Arbeits-
kreises ,,Steuerschatzungen abgeleitet worden.

ZuA2.1

Die Zuweisungen im Kommunalen Finanzausgleich — KFA —
(ohne Finanzausgleichsumlage) werden sich fur das Jahr 2016
gegeniiber den Zuweisungen von 3,634 Mrd. EUR fiir das Jahr
2015 um rd. 98 Mio. EUR auf 3,732 Mrd. EUR erhohen. Hin-
zu kommt die positive Steuerverbundabrechnung fiir 2015 in
Hohe von 70,8 Mio. EUR. Auf Basis der Steuerschitzung Mai
2016 wichst nach 3,947 Mrd. EUR in 2017 die Zuweisungs-
masse des KFA fiir 2018 ff. weiter auf 4,101/4,238/4,384 Mrd.
EURY).

Vorbehaltlich noch ausstehender parlamentarischer Be-
schliisse zum Haushaltsplan 2016 wird eine weitere Erho-
hung der Ansétze fir den Finanzausgleich 2016 abweichend
von § 1 Abs. 2 Satz 2 NFAG fir den Finanzausgleich im Haus-
haltsjahr 2016 beabsichtigt. In diesem Fall konnten die Kom-
munen mit einem zusétzlichen Betrag von rd. 58 Mio. EUR in
2016 rechnen. Dieser Betrag ist in den ausgewiesenen Pro-
zentwerten noch nicht enthalten.

ZuA22

Die fir 2015 und 2016 beschlossenen Tariferh6hungen von
2,24 % bzw. 2,27 % werden in den Planungsjahren 2016 und
2017 umgesetzt. Fir die Planungsjahre ab 2018 wird derzeit
von einer prognostizierten Steigerung in Héhe von 2 % ausge-
gangen.

Nicht enthalten sind die im NFVG und die analog zum
NFVG in Fachgesetzen geregelten weiteren Zuweisungen.
Diese sind:

— Leistungen fiir neu zugewiesene oder tbertragene Auf-
gaben (§ 4 NFVG),

— Zusatzleistungen fiir Systembetreuung in Schulen (§ 5 NFVG),

— Leistungen fiir Aufwendungen der kommunalen Gebiets-
korperschaften gemafs § 14 NBGG.

Fiir die Jahre 2016 bis 2020 sind fiir diese weiteren Zuwei-
sungen derzeit keine Steigerungen abzusehen.

An
das Landesamt fiir Statistik Niedersachsen
die Region Hannover, die Landkreise und die Gemeinden

Nachrichtlich:
An den
Niedersichsischen Landesrechnungshof

) Ohne Finanzausgleichsumlage.
— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 760

D. Ministerium fiir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung

Vereinbarung geméf § 81 NPersVG
iiber die Forderung der interkulturellen Offnung
der niedersichsischen Landesverwaltung

Bek.d. MS v. 7. 7. 2016
— 302.48104.6.22 —

Am 5. 7. 2016 wurde die Vereinbarung nach § 81 NPersVG
tiber die Férderung der interkulturellen Offnung der nieder-
sdchsischen Landesverwaltung zwischen der LReg und den
Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsverban-
de unterzeichnet. Die Vereinbarung ist zum 6. 7. 2016 wirk-
sam geworden und wird in der Anlage bekannt gemacht.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 761
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Anlage

Vereinbarung gemif § 81 NPersVG
iiber die Forderung der interkulturellen Offnung
der niedersichsischen Landesverwaltung

Zwischen

der Niedersdchsischen Landesregierung, vertreten durch
das Niedersidchsische Ministerium fiir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung

einerseits
und

dem Deutschen Gewerkschaftsbund — Bezirk Niedersachsen —
Bremen — Sachsen-Anhalt —,

dem Niedersdchsischen Beamtenbund und Tarifunion sowie

dem Niedersichsischen Richterbund — Bund der Richterin-
nen und Richter, Staatsanwéltinnen und Staatsanwiélte —

andererseits

wird gemdf} § 81 des Niedersdchsischen Personalvertretungs-
gesetzes (NPersVG) in der Fassung vom 9. 2. 2016 (Nds. GVBI.
S. 2) folgende Vereinbarung geschlossen:

Praambel

Das Land ist mit iber 200 000 Beschiftigten der grofite Ar-
beitgeber Niedersachsens. Es erbringt fiir die Biirgerinnen und
Biirger vielfaltige Dienstleistungen. Dem Land kommt hiermit
eine besondere Verantwortung zu, gesellschaftliche Anspriiche
und Entwicklungen aufzunehmen. Das hieraus abgeleitete
Wirken des Landes dient dem offentlichen Interesse. Ein Ziel
des Landes ist die interkulturelle Offnung der unmittelbaren
Landesverwaltung.

Die Vielfalt der Gesellschaft soll sich unter den Beschiftig-
ten der unmittelbaren Landesverwaltung widerspiegeln. Der
Anteil der Beschiftigten mit Zuwanderungsgeschichte im
Landesdienst soll dementsprechend erhéht werden.

Die Chancengleichheit und gleichberechtigte Teilhabe von
Menschen mit und ohne Zuwanderungsgeschichte beim Zu-
gang zu Stellen in der unmittelbaren Landesverwaltung soll
sichergestellt werden. Offenheit fiir die gesellschaftliche Viel-
falt soll sowohl innerhalb der unmittelbaren Landesverwaltung
als auch gegentiber der Offentlichkeit durch geeignete Maf’-
nahmen vermittelt werden.

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels soll die
verstdrkte Ansprache potenzieller Beschéftigter mit Zuwande-
rungsgeschichte auch dazu beitragen, langfristig den Personal-
bedar%der unmittelbaren Landesverwaltung mit zu sichern.

Interkulturelle Offnung und interkulturelle Kompetenz wer-
den als wichtige Bausteine des Vielfaltsmanagements angesehen
und sind deshalb zu férdern. Mit der interkulturellen Offnung
wird ein Element im Sinne der Charta der Vielfalt*) gestarkt.

Die Maflnahmen zur Wahrung und Férderung von Chan-
cengleichheit, Teilhabe sowie kultursensiblen Kommunikati-
onsformen betreffen alle Beschaftigten im Landesdienst, un-
abhédngig von einer Zuwanderungsgeschichte. Diese Verein-
barung dient der Verstetigung und Vertiefung der eingeleite-
ten Mafinahmen, indem diese benannt und in ihrer Ziel-
richtung festgelegt werden. Das Land fordert den Prozess der
interkulturellen Offnung auch durch weitere Mafinahmen, die
auflerhalb des Regelungsbereichs dieser Vereinbarung stehen.

1. Regelungsgegenstand und Geltungsbereich

1.1 Die Vereinbarung benennt umzusetzende Mafinahmen
zur Forderung der interkulturellen Offnung.

1.2 Sie gilt fur die unmittelbare Landesverwaltung.

1.3 Die Vereinbarung gilt auch fiir die Landtagsverwaltung,
den Landesrechnungshof und die Landesbeauftragte fiir den
Datenschutz, wenn die Prasidentin oder der Prédsident oder
die Landesbeauftragte ihr Einvernehmen erklidren.

2. Begriffsbestimmung

Menschen mit Zuwanderungsgeschichte im Sinne dieser
Vereinbarung sind Personen mit eigener oder familidrer Mi-
grationserfahrung entsprechend der Definition zu Menschen
mit Migrationshintergrund in der amtlichen Statistik.

*) Die Initiative will die Anerkennung, Wertschitzung und Einbezie-
hung von Vielfalt in der Unternehmenskultur in Deutschland vor-
anbringen. Das Land Niedersachsen ist der Charta am 27. 5. 2008
beigetreten.
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3. Mafinahmen zur Forderung der interkulturellen Offnung

3.1 Die interkulturelle Kompetenz der Beschiftigten des
Landes ist ein Qualitatskriterium und durch Fortbildungen zu
fordern.

3.1.1 Fir die Fortbildungsmafinahmen der verschiedenen
Beschiftigtengruppen ist folgende Priorititensetzung zu be-
riicksichtigen:

1. Die Beteiligten an Personalauswahlverfahren sind fortzu-
bilden. Hierzu zdhlen sowohl die in dem Aufgabenbereich
eingesetzten Fithrungskrifte als auch die Personalsachbe-
arbeiterinnen und -sachbearbeiter. In gleicher Weise fort-
zubilden sind die Mitglieder der Personalvertretungen so-
wie die Beauftragten der Dienststelle, die an Personalaus-
wahlverfahren mitwirken. Vermittelt werden sollen insbe-
sondere allgemeine interkulturelle Kompetenzen sowie die
besonderen Anforderungen an chancengleiche Personal-
auswahlverfahren.

2. Die Fihrungskrifte in allen Bereichen der unmittelbaren
Landesverwaltung sollen interkulturell fortgebildet werden.
Vermittelt werden sollen insbesondere allgemeine inter-
kulturelle Kompetenzen sowie fiihrungs- bzw. aufgabenbe-
zogene Anforderungen.

3. Die Beschiftigten des Landes sollen hinsichtlich der An-
forderungen der interkulturellen Offnung und des Viel-
faltsmanagements sensibilisiert werden, um insbesondere
ihre Kenntnisse, ihr Verstdndnis und ihre Handlungskom-
petenz in Bezug auf Menschen aus anderen Kulturkreisen
zu erweitern. Aufgabenbezogene Anforderungen sind be-
darfsweise zu bertcksichtigen.

3.1.2 Inden Qualifizierungsprogrammen fiir Fiihrungskrafte
sind durchgingig Schulungselemente zur interkulturellen
Kompetenz und zum Vielfaltsmanagement vorzusehen.

3.1.3 Mitgliedern der Personalvertretungen, die nicht an
Personalauswahlverfahren mitwirken, stehen die Fortbildungs-
mafinahmen nach Nummer 3.1.1 offen. Sie konnen im Rah-
men ihrer Tatigkeit in der Personalvertretung an diesen teil-
nehmen.

3.1.4 Die Organisation und die Ausgestaltung von Aus- und
Fortbildungsmafinahmen zur interkulturellen Offnung oblie-
gen als fachiibergreifende Fortbildung grundsétzlich den Fort-
bildungseinrichtungen des Landes unter Berticksichtigung der
durch die Ressorts geduflerten Anforderungen zu Inhalt und
Umfang der Fortbildungsmafinahmen. Die Dienststellen wéh-
len die fortzubildenden Beschiftigten unter Mafigabe der un-
ter Nummer 3.1.1 aufgefithrten Priorisierung aus. Sie bertick-
sichtigen die jeweiligen strukturellen und aufgabenbezogenen
Anforderungen der Dienststelle.

3.2 Die Ressorts wirken darauf hin, dass in den Lehrpldnen
fiir Ausbildungs- und Studiengénge zu Berufen in der Landes-
verwaltung Schulungselemente zur interkulturellen Kompe-
tenz und zu Vielfaltsanliegen verpflichtend vorgesehen wer-
den.

3.3 Dass Bewerbungen von Personen mit Zuwanderungsge-
schichte ausdriicklich begriifit werden, ist klar zu signalisieren,
z. B. durch die gezielte Ansprache potenzieller Nachwuchs-
krifte und weiterer Beschiftigter sowie durch die Verwen-
dung entsprechender Hinweise in Ausschreibungstexten.

3.4 Das Karriereportal Niedersachsen sowie die entspre-
chenden Portale der Justiz-, Schul- und Steuerverwaltung
werden fir Stellenausschreibungen der unmittelbaren Lan-
desverwaltung genutzt, soweit die technischen Zugangsvor-
aussetzungen bestehen, und dienen insbesondere der Nach-
wuchsgewinnung. Hierbei unterstiitzen die zustdndigen Minis-
terien und die Staatskanzlei die Nachwuchsgewinnung und
Ansprache junger Menschen mit Zuwanderungsgeschichte
auf Ausbildungsmessen unter Beteiligung interessierter Dienst-
stellen.

3.5 Einstellungsverfahren sind chancengleich zu gestalten.
Die gesetzlichen Einstellungskriterien der Eignung, Leistung
und Befdhigung bleiben ebenso unberiihrt wie gesetzliche Be-
vorzugungsregelungen.

3.6 Die Ressorts und die Staatskanzlei konnen die Moglich-
keit nutzen, Zielvereinbarungen mit den nachgeordneten Stel-
len zu treffen tiber

1. die Anzahl der fortzubildenden Beschiftigten nach Funk-
tion und

2. die Mafinahmen zur Steigerung der Bewerberinnen- und
Bewerberzahlen aus dem Kreis der Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte.
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4. Evaluation

Die Entwicklung der interkulturellen Offnung der unmittel-
baren Landesverwaltung ist zu evaluieren. Ergebnisse und be-
stehende Handlungsbedarfe werden ermittelt.

5. Schlussbestimmungen
5.1 Die Vereinbarung tritt zum 6. 7. 2016 in Kraft.

5.2 Einvernehmliche Anderungen der Vereinbarung werden
als schriftliche Ergidnzung hinzugefiigt.

5.3 Die Vereinbarung kann mit einer Frist von drei Monaten
zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich gekiindigt werden.

E. Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur

Anderung der Satzung
der ,,Stiftung Fachhochschule Osnabriick*

Bek.d. MWK v. 7. 7. 2016 — 21-70004-34 —

Die LReg hat am 20. 6. 2016 die nachstehenden und vom
Stiftungsrat der Hochschule Osnabriick am 5. 4. 2016 beschlos-
senen Anderungen der Satzung der , Stiftung Fachhochschule
Osnabriick” (Anlage 1 der Verordnung iiber die ,Stiftung
Fachhochschule Osnabriick” [StiftVO-FHOS] vom 17. 12. 2002
[Nds. GVBL. S. 858], gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 11. 12. 2013 [Nds. GVBL. S. 287]), genehmigt.

1. § 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Worte ,,Fachhochschule Osna-
briick (im Folgenden: Fachhochschule)” durch die Worte
,Hochschule Osnabriick (im Folgenden: Hochschule)“
ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird das Wort ,Fachhochschule“ durch

das Wort ,,Hochschule” ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,,Fachhochschule“ durch
das Wort ,,Hochschule” ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
bb) Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:

,’Die Entscheidung iiber die Errichtung von oder

die Beteiligung an juristischen Personen des priva-

ten Rechts bedarf der Einwilligung des Fachminis-
teriums.”
2. §5 Abs. 2 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

»'Der Stiftungsrat ist Dienstvorgesetzter der hauptberuf-

lichen Mitglieder des Prasidiums sowie der nebenberuf-

lichen Mitglieder des Prasidiums, soweit deren Tatigkeit
als Mitglied des Prasidiums betroffen ist.”
3. § 6 wird wie folgt geéndert:

Das Wort ,,Fachhochschule” wird durch das Wort ,,Hoch-

schule” ersetzt.

4. § 7 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 Nrn. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

»1. funf mit dem Hochschulwesen vertraute, der
Hochschule nicht angehorende Personen vor-
nehmlich aus Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur
oder weiteren gesellschaftlich relevanten Be-
reichen, die im Einvernehmen mit dem Senat
der Hochschule vom Fachministerium bestellt
werden und aus wichtigem Grund von diesem
wieder entlassen werden konnen,

2. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Senats
der Hochschule sowie”.

bb) In Satz 4 wird das Wort ,,Fachhochschule“ durch
das Wort ,,Hochschule“ ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 1 erhilt folgende Fassung:
,'Die Mitglieder des Prasidiums, eine Vertreterin oder
ein Vertreter der Studierendenschaft, die Gleichstellungs-
beauftragte und ein Mitglied der Personalvertretung
nehmen in der Regel an den Sitzungen des Stiftungs-
rats beratend teil.”
5. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird das Wort ,Fachhochschule” durch das
Wort ,,Hochschule” ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 wird das Wort ,Fachhochschule”
durch das Wort ,,Hochschule” ersetzt.
bb) In Nummer 7 wird das Wort ,Fachhochschule”
durch das Wort ,,Hochschule” ersetzt.
6. In § 10 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort ,Fachhochschule“
durch das Wort ,,Hochschule” ersetzt.

7. § 12 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Fachhochschule®
durch das Wort ,,Hochschule” ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,,Fachhochschule® durch
das Wort ,,Hochschule” ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Fachhochschule® durch
das Wort ,,Hochschule” ersetzt.

cc) Es wird der folgende neue Satz 4 eingefigt:

,»'Beschliisse iiber Mafinahmen nach den Sétzen 2
und 3 kommen nur mit der Stimme des Mitglieds
nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 zustande.”

dd) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

¢) In Absatz 2 wird das Wort ,Fachhochschule” durch das
Wort ,,Hochschule” ersetzt.

d) In Absatz 3 wird das Wort ,Fachhochschule” durch das
Wort ,,Hochschule” ersetzt.

8. In § 13 Satz 2 wird das Wort ,,Fachhochschule” durch das
Wort ,,Hochschule” ersetzt.

— Nds. MBL Nr. 28/2016 S. 763

Anderung der Satzung der Stiftung
,»,Georg-August-Universitit Gottingen
Stiftung 6ffentlichen Rechts*

Bek.d. MWK v. 7. 7. 2016 — 21-70004-34 —

Die LReg hat am 20. 6. 2016 die nachstehenden und vom
Stiftungsrat der Georg-August-Universitiat Gottingen am 16. 3.
2016 beschlossenen Anderungen der Satzung der Stiftung
,,Georg-August-Universitdt Gottingen Stiftung 6ffentlichen
Rechts” (Anlage 1 der Verordnung tiber die Errichtung der
Stiftung ,,Georg-August-Universitit Gottingen Stiftung o6ffent-
lichen Rechts® [StiftVO-UGO] vom 17. 12. 2002 [Nds. GVBL.
S. 812], zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
11. 12. 2013 [Nds. GVBL. S. 287]), genehmigt.

1. §2 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
b) Es wird der folgende Satz 2 angeftigt:

,»°Die Entscheidung des Prisidiums oder des Vorstands
der Universitdtsmedizin Gottingen tiber die Errichtung
von oder die Beteiligung an juristischen Personen des
privaten Rechts bedarf neben der Zustimmung von Stif-
tungsrat, Stiftungsausschuss Universitéit oder Stiftungs-
ausschuss Universititsmedizin der Einwilligung des
Fachministeriums.”

2. §6 Abs. 2 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,'Der Stiftungsausschuss Universitit ist Dienstvorgesetzter
der hauptberuflichen Mitglieder des Prasidiums sowie der
nebenberuflichen Mitglieder des Priasidiums, soweit deren
Tatigkeit als Mitglied des Prasidiums betroffen ist.”
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3. § 8 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft oder Kultur” durch die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft, Kultur oder weiteren gesellschaftlich re-
levanten Bereichen” ersetzt.

b) Absatz 8 wird wie folgt geédndert:
aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz und erhalt

folgende Fassung:

,Die Mitglieder des Prasidiums, eine Vertreterin
oder ein Vertreter der Studierendenschaft, die
Gleichstellungsbeauftragte und ein Mitglied der
Personalvertretung nehmen in der Regel an den
Sitzungen des Stiftungsausschusses Universitét
beratend teil.“

bb) Satz 2 wird gestrichen.

4. §9 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Nr. 2 erhilt folgende Fassung:

2. zwei Personen, die im Einvernehmen mit dem Fa-
kultétsrat der Medizinischen Fakultdt vom Fach-
ministerium bestellt werden und aus wichtigem
Grund vom Fachministerium entlassen werden kon-
nen und die weder Mitglieder noch Angehorige
der Universitdt Gottingen sind, darunter eine Per-
son mit Fachkompetenz fir die medizinische oder
wirtschaftliche Leitung von Krankenhéusern,“.

b) Absatz 2 wird wie folgt geédndert:
aa) Satz 3 erhalt folgende Fassung:

,°Die Mitglieder des Prasidiums, die Mitglieder des
Vorstands der Universitdtsmedizin, die Vertretung
bzw. die Vertretungen der Studierendenschaft, die
Gleichstellungsbeauftragte, die Gleichstellungsbe-
auftragte der Universitdtsmedizin Gottingen, ein
Mitglied der Personalvertretung und ein Mitglied der
Personalvertretung der Universititsmedizin Got-
tingen nehmen in der Regel an den Sitzungen des
Stiftungsrats beratend teil.“
bb) Satz 4 wird gestrichen.
5. § 10 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 erhalt folgende Fassung:

».Die Mitglieder des Vorstands, eine Vertreterin
oder ein Vertreter der Studierendenschaft, die Gleich-
stellungsbeauftragte der Universitdtsmedizin Got-
tingen und ein Mitglied der Personalvertretung der
Universitdtsmedizin Gottingen nehmen in der Re-
gel an den Sitzungen des Stiftungsausschusses
Universitdtsmedizin beratend teil.”

bb) Satz 3 wird gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Verweisung ,,§ 9 Abs. 1 Nr. 3
und §§ 60 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2; 60 a Abs. 1 NHG* durch
die Verweisung ,,§§ 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 9 Abs. 1 Nr. 3“
ersetzt.

6. §14 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) Es wird der folgende neue Satz 4 eingefiigt:
,,‘Beschliisse iiber Mafinahmen nach den Sétzen 2 und 3
kommen nur mit der Stimme des Mitglieds nach § 8
Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 zustande.”

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

c) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und erhilt folgende
Fassung:

,*Soweit die Universitit einschlieBlich der Universi-

tdtsmedizin betroffen ist, tritt an die Stelle des Stif-

tungsausschusses Universitdat der Stiftungsrat; Satz 4

gilt mit der Mafigabe entsprechend, dass die Mafinah-

men nach den Sitzen 2 und 3 nur mit den Stimmen

der Mitglieder nach § 8 Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 und § 9

Abs. 1 Nr. 4 zustande kommen.“

d) Es wird der folgende neue Satz 7 eingefiigt:

,/Die Mitglieder nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und § 9

Abs. 1 Nr. 3 wirken an Maflnahmen der Rechtsaufsicht

nicht mit.”
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e) Der bisherige Satz 6 wird Satz 8 und erhélt folgende
Fassung:

,?Soweit nur die Universitdtsmedizin betroffen ist, tritt
an die Stelle des Stiftungsausschusses Universitédt der
Stiftungsausschuss Universitdtsmedizin und an die Stelle
des Préasidiums der Vorstand; Satz 4 gilt mit der Mafiga-
be entsprechend, dass die Mafinahmen nach den Sét-
zen 2 und 3 nur mit der Stimme des Mitgliedes nach § 9
Abs. 1 Nr. 4 zustande kommen.“

f) Der bisherige Satz 7 wird Satz 9.

— Nds. MBL. Nr. 28/2016 S. 763

Anderung der Satzung
der ,,Stiftung Tierarztliche Hochschule Hannover*

Bek.d. MWK v. 7. 7. 2016 — 21-70004-34 —

Die LReg hat am 20. 6. 2016 die nachstehenden und vom
Stiftungsrat der Tierérztlichen Hochschule Hannover am 21. 4.
2016 beschlossenen Anderungen der Satzung der , Stiftung
Tierdrztliche Hochschule Hannover” (Anlage 1 der Verord-
nung tber die ,,Stiftung Tierdrztliche Hochschule Hannover”
[StiftVO-TiHo] vom 17. 12. 2002 [Nds. GVBI. S. 852], gedndert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. 12. 2013 [Nds. GVBL
S. 287]), genehmigt.

1. § 2 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefugt:

,’Die Entscheidung tiber die Errichtung von oder die
Beteiligung an juristischen Personen des privaten Rechts
bedarf der Einwilligung des Fachministeriums.“

2. §5 Abs. 2 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

»'Der Stiftungsrat ist Dienstvorgesetzter der hauptberuf-

lichen Mitglieder des Préasidiums sowie der nebenberuf-

lichen Mitglieder des Prasidiums, soweit deren Tatigkeit als

Mitglied des Préasidiums betroffen ist.”

3. § 7 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft oder Kultur® durch die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft, Kultur oder weiteren gesellschaftlich re-
levanten Bereichen” ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,'Die Mitglieder des Prasidiums, eine Vertreterin oder
ein Vertreter der Studierendenschaft, die Gleichstellungs-
beauftragte und ein Mitglied der Personalvertretung
nehmen in der Regel an den Sitzungen des Stiftungs-
rats beratend teil.”

4. §12 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) Es wird der folgende neue Satz 4 eingefiigt:
,,‘Beschliisse tiber Mafinahmen nach den Sétzen 2 und 3
kommen nur mit der Stimme des Mitglieds nach § 7
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 zustande.”

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

— Nds. MBI Nr. 28/2016 S. 764

Anderung der Satzung
der ,,Stiftung Universitit Hildesheim*

Bek.d. MWK v. 7. 7. 2016 — 21-70004-34 —

Die LReg hat am 20. 6. 2016 die nachstehenden und vom
Stiftungsrat der Universitiat Hildesheim am 29. 4. 2016 be-
schlossenen Anderungen der Satzung der ,Stiftung Universi-
tit Hildesheim® (Anlage 1 der Verordnung tuber die ,Stiftung
Universitdt Hildesheim® [StiftVO-UHI] vom 17. 12. 2002 [Nds.
GVBL. S. 842], gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
11.12. 2013 [Nds. GVBL. S. 287]) genehmigt.



Nds. MBI. Nr. 28/2016

1. § 2 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
b) Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:

,’Die Entscheidung tiber die Errichtung von oder die
Beteiligung an juristischen Personen des privaten Rechts
bedarf der Einwilligung des Fachministeriums.”

2. §5 Abs. 2 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,'Der Stiftungsrat ist Dienstvorgesetzter der hauptberuf-
lichen Mitglieder des Préasidiums sowie der nebenberuf-
lichen Mitglieder des Prasidiums, soweit deren Tatigkeit
als Mitglied des Prasidiums betroffen ist.”

3. § 7 wird wie folgt geédndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft oder Kultur” durch die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft, Kultur oder weiteren gesellschaftlich re-
levanten Bereichen“ ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

»'Die Mitglieder des Priasidiums, eine Vertreterin oder
ein Vertreter der Studierendenschaft, die Gleichstel-
lungsbeauftragte und ein Mitglied der Personalvertre-
tung nehmen in der Regel an den Sitzungen des Stif-
tungsrats beratend teil.“

4. § 12 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Satz 4 eingeftigt:

. ‘Beschliisse iiber Mafilnahmen nach den Sétzen 2 und 3
kommen nur mit der Stimme des Mitglieds nach § 7
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 zustande.”

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 764

Anderung der Satzung
der ,,Stiftung Universitit Liineburg®

Bek.d. MWK v. 7. 7. 2016 — 21-70004-34 —

Die LReg hat am 20. 6. 2016 die nachstehenden und vom
Stiftungsrat der Universitdt Liineburg mit Wirkung vom 8. 3.
2016 im Umlaufverfahren beschlossenen Anderungen der
Satzung der ,,Stiftung Universitét Liineburg” (Anlage 1 der Ver-
ordnung uber die ,Stiftung Universitdt Liineburg® [StiftVO-
ULG] vom 17. 12. 2002 [Nds. GVBI. S. 847], gedndert durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 11. 12. 2013 [Nds. GVBL. S. 287]),
genehmigt.

1. § 2 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
b) Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:
,’Die Entscheidung tiber die Errichtung von oder die

Beteiligung an juristischen Personen des privaten Rechts
bedarf der Einwilligung des Fachministeriums.”

2. §5 Abs. 2 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,'Der Stiftungsrat ist Dienstvorgesetzter der hauptberuf-
lichen Mitglieder des Préasidiums sowie der nebenberuf-
lichen Mitglieder des Prasidiums, soweit deren Tatigkeit
als Mitglied des Prasidiums betroffen ist.”

3. § 7 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft oder Kultur” durch die Worte ,,Wirtschaft,
Wissenschaft, Kultur oder weiteren gesellschaftlich re-
levanten Bereichen“ ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

»'Die Mitglieder des Priasidiums, eine Vertreterin oder
ein Vertreter der Studierendenschaft, die Gleichstellungs-
beauftragte und ein Mitglied der Personalvertretung
nehmen in der Regel an den Sitzungen des Stiftungs-
rats beratend teil.“

4. §12 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Satz 4 eingeftigt:

,,‘Beschliisse iiber Mafinahmen nach den Séitzen 2 und 3
kommen nur mit der Stimme des Mitglieds nach § 7
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 zustande.”

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 765

F. Kultusministerium

Erste Hilfe, Brandschutz und Evakuierung in Schulen
RdErl. d. MK v. 27. 6. 2016 — AuG-40 183/2 —

— VORIS 22410 —

Bezug: a) RdErl. v. 11. 8. 2000 (Nds. MBL. S. 519), gedndert durch

RdErl. v. 12. 11. 2012 (Nds. MBL. S. 997; SVBI. 2013 S. 33)
— VORIS 21072 02 00 40 042 —

b) RdErl. v. 10. 12. 2013 (Nds. MBL. 2014 S. 7; SVBL. 2014 S. 6)
— VORIS 81600 —

c) Gem. RdErl. d. MK u.d. MU v. 19. 3. 2014 (Nds. MBL. S. 312,
356; SVBL. S. 207)
— VORIS 22410 —

d) RdErl. v. 31. 1. 2014 (Nds. MBL S. 141; SVBL S. 105)
— VORIS 22410 —

1. Aufgabenverteilung

1.1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat gemaf} § 111
Abs. 2 NSchG dafiir zu sorgen, dass die fiir Erste Hilfe, Brand-
schutz und Evakuierung erforderlichen Einrichtungen und
Ausstattungsgegenstdnde instand gehalten oder bei Bedarf ge-
schaffen werden.

1.2 Sie oder er hat sicherzustellen, dass der Feuerwehr bei
Bedarf unverziglich ein Verzeichnis der Gefahrstoffe (Muster 7
— Anlage 7) und Druckgasflaschen zur Verfiigung gestellt
werden kann, die in bestimmten Rdumen oder Gebdudeteilen
aufbewahrt werden. Einzelheiten zum Gefahrstoffverzeichnis
nach der Gefahrstoffverordnung sind in der ,Richtlinie zur
Sicherheit im Unterricht (RiSU) — Empfehlung der Kultusmi-
nisterkonferenz“, Beschluss der KMK vom 9. 9. 1994 i. d. F.
vom 26. 2. 2016 (www.kmbk.org), geregelt (Bezugserlass zu c).

1.3 Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann eine Landes-
bedienstete oder einen Landesbediensteten oder mehrere Lan-
desbedienstete schriftlich bestellen, die in der Schule fiir die
Organisation der Ersten Hilfe, der Brandbekdmpfung und der
Evakuierung verantwortlich sind. Die Bestellung ist mit einer
Aufgabenbeschreibung zu verbinden (Muster 1 und 2 — An-
lagen 1 und 2). Die Gesamtverantwortung der Schulleiterin
oder des Schulleiters wird hiervon nicht bertihrt.

1.4 Bei der Planung und Durchfiihrung von Projekttagen,
Feiern, Theaterauffithrungen usw. ist von der Schulleiterin oder
dem Schulleiter sicherzustellen, dass Brandschutz- und ande-
re Sicherheitsmafinahmen angemessen berticksichtigt werden.
Dabei sind die Bestimmungen der NVStittVO zu beachten.

1.5 Der Schultrdger hat gemafl § 108 Abs. 1 Satz 1 und § 113
Abs. 1 Satz 1 NSchG sowie § 28 der Unfallverhiitungsvor-
schrift ,Schulen“ (DGUV Vorschrift 81) die erforderlichen
Einrichtungen fiir eine wirksame Erste Hilfe in ausreichen-
dem Umfang zur Verfiigung zu stellen. Aulerdem ist er ge-
méfl Nummer 9 des Bezugserlasses zu a fiir die Erstellung der
Feuerwehrpldane nach DIN 14095, der Brandschutzordnung
nach DIN 14096 Teil A (allgemeiner Aushang) und der Pline
fiir Flucht- und Rettungswege nach DIN ISO 23601 zustindig.

1.6 Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat in Abstimmung
mit dem Schultréger die Brandschutzordnung Teile B und ggf. C
nach Muster 5 (Anlage 5) zu erstellen. Diese enthélt Verhal-
tensanweisungen, die sich auf die o6rtlichen Gegebenheiten
beziehen.
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1.7 Im Ubrigen sind alle an der Schule Tétigen verpflichtet,
bei der Vorbereitung und Durchfithrung von Mafinahmen zur
Ersten Hilfe, zum Brandschutz und zur Evakuierung mitzu-
wirken, soweit dies erforderlich ist. Festgestellte Mangel sind
der Schulleitung unverziiglich mitzuteilen.

2. Erste Hilfe
2.1 Erste-Hilfe-Kenntnisse

2.1.1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat sicherzustel-
len, dass bei allen schulischen Veranstaltungen die Erste Hilfe
gewihrleistet ist. Dazu sollen grundsitzlich alle Beschiiftigten
des Landes (Beamtinnen und Beamte sowie Tarifbeschiftigte
im Landesdienst) einer Schule iiber aktuelle Erste-Hilfe-Kennt-
nisse verfiigen, mindestens aber 50 %.

2.1.2 Die Kenntnisse sind im Abstand von jeweils drei Jah-
ren durch Besuch eines Kurses ,Fortbildung fiir betriebliche
Ersthelfer” gemaf DGUV Grundsatz 304-001, Anhang 2 im
Umfang von neun Unterrichtseinheiten aufzufrischen. Als be-
sonderer zielgruppenspezifischer Inhalt konnen auch weitere
Erste-Hilfe-Mafinahmen fiir Kinder aus dem Anhang 6 des
DGUV-Grundsatzes 304-001 ausgewdhlt werden. Es gelten die
Regelungen fiir dienstliche Fortbildung.

2.1.3 Der Trager der Schiilerunfallversicherung tibernimmt
auf Antrag und im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel
fir Lehrkréfte und andere Beschiftigte des Landes die Kosten
fir den in Nummer 2.1.2 genannten Kurs nach vorheriger
Deckungszusage. Die Schule stellt den Antrag beim Tréger der
Schiilerunfallversicherung.

2.1.4 Personen mit einer sanitdtsdienstlichen/rettungsdienst-
lichen Ausbildung oder einer entsprechenden Qualifikation
in einem Beruf des Gesundheitswesens gelten als fortgebildet,
wenn sie an vergleichbaren Fortbildungsveranstaltungen regel-
méfig teilnehmen oder bei ihrer beruflichen oder ehrenamt-
lich sanitétsdienstlichen/rettungsdienstlichen Tétigkeit regel-
miéfig Erste-Hilfe-Maflnahmen durchfiihren.

2.1.5 Fir auferunterrichtliche Angebote im Rahmen von
Kooperationsvertrdgen oder Arbeitsvertrdgen an Ganztags-
schulen gelten die Vorgaben der Nummer 2.1.1 entsprechend.

2.1.6 Sonstige in Schulen titige Personen, die in einem
Dienst- oder Arbeitsverhaltnis zum Schultrédger stehen, sollen
ebenfalls iiber Erste-Hilfe-Kenntnisse verfiigen.

2.1.7 In der Schule ist der Ausbildungsstand aller in der
Schule beschiftigten Personen in Erster Hilfe zu dokumentie-
ren.

2.1.8 Die Erste-Hilfe-Ausbildung von Schiilerinnen und
Schiilern unter Mitwirkung einer Hilfsorganisation sowie die
Einrichtung eines Schulsanitétsdienstes sollen gefordert wer-
den.

2.2 Erste-Hilfe-Ausstattung

2.2.1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat daftir Sorge
zu tragen, dass die erforderliche Erste-Hilfe-Ausstattung der
Schule durch den Schultridger zur Verfiigung gestellt wird. In
jeder Schule muss mindestens ein Raum zur Verfiigung ste-
hen, in dem Verletzte und Erkrankte angemessen betreut wer-
den konnen (Sanitdtsraum); als Anhalt dient die Informations-
schrift , Erste Hilfe in Schulen“ (DGUV-Information 202-059).
Zusitzlich miissen in Bereichen der Schule mit besonderen
Gefdhrdungen (naturwissenschaftlicher Unterricht, Werkstat-
ten, Kiichen, Sportstitten) geeignetes Erste-Hilfe-Material und
notwendige Rettungseinrichtungen bereitgehalten werden.

2.2.2 Entnommenes Erste-Hilfe-Material muss zeitnah er-
setzt werden. Die Erste-Hilfe-Ausstattung ist mindestens jahr-
lich zu tberpriifen und bei Nutzungsidnderung von Riaumen
anzupassen. Die Prifung ist zu dokumentieren.

2.2.3 Bei Veranstaltungen auflerhalb des Schulgebdudes ist
die Anwesenheit von Personen mit Erste-Hilfe-Kenntnissen
mit entsprechender Ausstattung sicherzustellen.

2.3 Erste-Hilfe-Mafinahmen

2.3.1 Bei Verletzung oder akuter Erkrankung einer Person
ist unverziiglich Erste Hilfe zu leisten. Weitergehende Maf}-
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nahmen (Arztbesuch, Transport ins Krankenhaus, Anforderung
des Rettungsdienstes usw.) richten sich nach den jeweiligen
Umstanden.

2.3.2 Die Lehrkraft sorgt dafiir, dass Angehorige der oder des
Verletzten oder Erkrankten informiert werden, wenn diese
oder dieser die Schule vorzeitig verlassen muss. Die Wahl des
Transportmittels richtet sich nach der Schwere der Verlet-
zung oder Erkrankung. Eine Begleitung auf dem Weg zum
Arzt ist sicherzustellen. Dies gilt auch bei einer verletzungs-
oder erkrankungsbedingten Entlassung nach Hause, wobei
hier gewdhrleistet sein muss, dass die oder der Verletzte nicht
ohne Hilfe zu Hause zurtickgelassen wird.

2.3.3 Es ist zu gewihrleisten, dass eine Lehrkraft im Notfall
unverziglich Unterstiitzung anfordern kann, damit alle anwe-
senden Schiilerinnen und Schiiler angemessen beaufsichtigt
und betreut werden kénnen.

2.4 Dokumentation

2.4.1 Die Erste-Hilfe-Leistung ist ins Verbandbuch (z.B.
DGUYV Information 204-020) einzutragen. Wenn aufgrund der
Verletzung oder akuter Erkrankung ein Arzt aufgesucht oder
der Rettungsdienst benachrichtigt wird, hat die Schulleitung
daftr zu sorgen, dass binnen drei Tagen eine Unfallmeldung
an die zustandige Stelle erfolgt.

2.4.2 In der Schule ist die Zahl der Unfallmeldungen pro
Schuljahr getrennt nach Personengruppen zu erfassen (Schii-
lerinnen und Schiiler, tarifbeschéftigte und beamtete Landes-
bedienstete, Bedienstete des Schultrdgers). Die Unfallmeldun-
gen und Verbandbiicher sind im Rahmen der Gefdhrdungsbe-
urteilung (Bezugserlass zu b) auszuwerten.

3. Brandschutz und Evakuierung
3.1 Vorbeugender Brandschutz

Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat dafiir Sorge zu
tragen, dass alle an der Schule tétigen Personen iiber die Be-
stimmungen der geltenden Brandschutzordnung informiert
sind.

3.1.1 Brandverhtitung

3.1.1.1 Offene Flammen sind nur im notwendigen Umfang
unter Aufsicht einer oder eines Erwachsenen zu entziinden
und zu unterhalten.

3.1.1.2 Wenn der Umgang mit brandférdernden, brennba-
ren oder explosionsgefihrlichen Stoffen unvermeidlich ist,
sind die Mengen dieser Stoffe maglichst gering zu halten und
die Betriebsanweisungen fir den Umgang mit diesen Stoffen
zu beachten.

3.1.1.3 Feuerloscher und geeignete Loschmittel sind an der
Gefahrenstelle bereitzuhalten.

3.1.1.4 Notausschalter, Absperrhdhne fiir Wasser und Gas,
Erste-Hilfe-Einrichtungen sowie Feuermelde- und Feuerlosch-
einrichtungen sind stets frei zugédnglich zu halten.

3.1.1.5 Bei der Durchfiithrung von handwerklichen Arbeiten
in der Schule, die mit Funken- oder Flammenbildung oder ho-
her Temperatur verbunden sind (Schweiflen, Loten, Trennen,
Brennschneiden usw.), sind ggf. besondere Vorsichtsmafinah-
men zu treffen, die mit dem Schultrdger abzustimmen sind.
Diese Mafinahmen konnen z. B. in einem ,,Erlaubnisschein fiir
Feuer- und Heiflarbeiten“ nach Muster 6 (Anlage 6) festgelegt
werden, der durch den Schultrdger ausgestellt werden kann.

3.1.2 Flucht- und Rettungswege

3.1.2.1 Injedem Klassenraum sind Hinweise zum Verhalten
in Notfdllen sowie im Brandfall in Anlehnung an die Muster 3
und 4 (Anlagen 3 und 4) auszuhéngen.

3.1.2.2 Flucht- und Rettungswege miissen frei von Hinder-
nissen und stdndig in baurechtlich vorgeschriebener Breite
begehbar sein. Es durfen keine Brandlasten (z. B. Kopierer,
Mobel und andere brennbare Materialien) oder lose Gegen-
stdnde (Stolpergefahr) vorhanden sein.

3.1.2.3 Alle Tiiren im Verlauf von Fluchtwegen und die Not-
ausginge miissen jederzeit benutzbar und ohne Hilfsmittel
(z. B. Schliissel) von innen jederzeit in voller Breite zu 6ffnen
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sein. Fiir Unterrichts- und Aufenthaltsraume sind mindestens
zwei voneinander unabhingige Flucht- und Rettungswege er-
forderlich.

3.1.2.4 Die Kennzeichnung der Fluchtwege und der Einrich-
tungen fur Sicherheit und Gesundheitsschutz muss den Be-
stimmungen der ArbStittV und den Technischen Regeln fiir
Arbeitsstatten, ASR A 1.3 Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
kennzeichnung entsprechen.

3.1.2.5 Bei Nutzungsinderungen von Réumen oder Bau-
mafinahmen ist seitens des Schultrdgers zu priifen, ob diese
baugenehmigungspflichtig sind.

3.1.3 Verhinderung von Rauch- und Brandausbreitung

Rauchschutz- und Brandschutztiiren, mit Ausnahme im
Brandfall selbsttitig schliefender Tiiren, sind stets geschlos-
sen zu halten. Sie diirfen keinesfalls durch Keile oder auf an-
dere Weise offen gehalten werden. Die Schliefmechanismen
dieser Tiiren miissen stets funktionsfahig sein.

3.1.4 Unterweisung

3.1.4.1 Alle Lehrkréfte und andere in der Schule Beschéf-
tigte sind jahrlich tiber das Verhalten in Notfillen und bei
Alarm zu unterweisen. Diese Unterweisung ist zu dokumen-
tieren.

3.1.4.2 Innerhalb der ersten drei Wochen nach Schuljahres-
beginn sind alle Schiilerinnen und Schiiler anhand dieses
RdErl. und der Aushédnge in den Klassenrdumen iiber das Ver-
halten in Notfillen und bei Alarm zu unterweisen. Dieses ist
im Klassenbuch zu dokumentieren.

3.1.4.3 Zum Kennenlernen des Fluchtweges gehen die
Schiilerinnen und Schiiler gemeinsam mit der Aufsicht fith-
renden Lehrkraft ziigig, aber ohne Hast, zu dem vorgesehenen
Sammelplatz. Dabei soll auch die sichere Evakuierung von be-
hinderten Menschen getibt werden. Aufziige diirfen nicht be-
nutzt werden. Am Sammelplatz prift die Lehrkraft die
Vollstandigkeit der Gruppe. Die Schiilerinnen und Schiiler
sind darauf hinzuweisen, dass im Alarmfall das Gebdude erst
wieder betreten werden darf, wenn dies von einer dazu autori-
sierten Person (z. B. Schulleiterin oder Schulleiter oder Ver-
treterin oder Vertreter, Einsatzleiterin oder Einsatzleiter der
Feuerwehr) bekannt gegeben wird.

3.1.4.4 An jeder Schule muss eine ausreichende Anzahl von
Personen in der Handhabung von Feuerldscheinrichtungen
unterwiesen sein (sieche DGUV Information 205-023 ,Brand-
schutzhelfer”). Die Unterweisung muss von fachlich geeigne-
ten Personen erfolgen; bei praktischen Ubungen sind die
Unfallverhiitungs- und Umweltschutzvorschriften zu beach-
ten.

3.1.5 Vorbeugung und Verhalten in Notfillen als Unter-
richtsthema

Mafinahmen zur Vorbeugung und zum richtigen Verhalten
bei Notféllen (insbesondere Brand, Explosion, Verletzungen)
sind im Unterricht z. B. zur Vorbereitung oder im Anschluss
an die jahrliche Notfalliibung zu thematisieren.

3.1.6 Alarmierungsanlagen

3.1.6.1 Schulen miissen seitens des Schultrdgers mit Alar-
mierungsanlagen ausgestattet sein, durch die im Gefahrenfall
die Rdumung der Schule oder einzelner Schulgebdude einge-
leitet werden kann (Hausalarmierung). Das Alarmsignal muss
sich vom Pausensignal unterscheiden und in jedem Raum der
Schule gehort werden konnen. Das Alarmsignal muss mindes-
tens an einer wihrend der Betriebszeit der Schule stédndig be-
setzten oder an einer jederzeit zuginglichen Stelle innerhalb
der Schule (Alarmierungsstelle) ausgelost werden konnen. An
der Alarmierungsstelle muss sich ein Telefon befinden, mit
dem jederzeit Feuerwehr und Rettungsdienst unmittelbar
alarmiert werden konnen.

3.1.6.2 Es muss sichergestellt sein, dass die Alarmierungsan-
lage auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung funk-
tionsfahig ist.

3.1.6.3 Bei Méngeln an den Alarmierungsanlagen der Schu-
le liegt es in der Verantwortung der Schulleiterin oder des

Schulleiters, sich mit dem Schultrdger in Verbindung zu set-
zen, um eine den ortlichen Gegebenheiten angemessene Pro-
blemlésung herbeizuftihren.

3.2 Notfalliitbungen
3.2.1 Durchfithrung von Notfalliibungen

3.2.1.1 Mindestens einmal pro Schuljahr ist eine Evakuie-
rungsiibung des Gebdudes durchzufithren, bei der die Infor-
mationen nach Nummer 3.1.4 umgesetzt werden. In regel-
mifigen Abstinden soll eine unangekiindigte Notfalliibung
durchgefiihrt werden. Die Riumung kann auch durch vorab
verfasste Lautsprecherdurchsagen veranlasst werden.

3.2.1.2 Grundsitzlich haben alle zurzeit in dem Gebdude
anwesenden Personen an der Ubung teilzunehmen. Die be-
sonderen Belange von behinderten Menschen sind dabei zu
berticksichtigen.

3.2.1.3 Die Notfalltibung ist so vorzubereiten, dass dadurch
keine Gefdhrdung entsteht und sie jederzeit abgebrochen wer-
den kann. Bei der Ubung kénnen je nach Absprache die zu-
stdndige Feuerwehr und/oder eine Hilfsorganisation mitwir-
ken.

3.2.1.4 Realistisch dargestellte Notfallsituationen sind im
Vorfeld mit der Feuerwehr, der Feuerwehr-Einsatz- und Ret-
tungsleitstelle sowie der Polizei abzustimmen. Bei Einsatz von
Nebelmaschinen ist zu gewéhrleisten, dass keine Personen in
den Ubungsrauch laufen oder anderweitig gefihrdet werden.
Unangekiindigte Evakuierungstibungen mit realistischer Un-
falldarstellung (Einsatz von Nebelmaschinen, alarmméfliges
Anriicken der Feuerwehr) diirfen nicht durchgefiihrt werden.

3.2.1.5 Schiilerinnen oder Schiiler diirfen bei der realisti-
schen Unfalldarstellung im Rahmen einer Evakuierungs-
ibung nicht mitwirken. Dieses gilt auch bei einer Demons-
tration von Personenrettung (z. B. Abseilen, Retten tber die
Drehleiter oder tragbare Leiter).

3.2.2 Auswertung praktischer Erfahrungen

Erfahrungen aus Notfallibungen und aus realen Notféllen
sind unter Mitwirkung der Beteiligten auszuwerten und als
Bestandteil der Gefihrdungsbeurteilung zu dokumentieren.
Die daraus resultierenden Mafinahmen sind auf ihre Wirk-
samkeit zu tiberprifen.

4. Verhalten in Notfallsituationen

4.1 Bei der Entstehung eines Brandes ist unabhédngig vom
Ausmafl des Brandes sofort Feueralarm auszulosen und die
Schulleitung zu benachrichtigen. Gleichzeitig ist der Raum zu
evakuieren. Fenster und Tiren sind zu schliefen, aber nicht
abzuschlieflen. Loschversuche sind nur unter Beachtung der
Eigensicherung und des Riickzugweges zu unternehmen.

4.2 Bei Gasgeruch sind sofort die Fenster zu 6ffnen und alle
erreichbaren Gashdhne zu schliefen, wenn dies ohne Eigen-
gefihrdung moglich ist. Der Raum ist sofort zu evakuieren.
Licht-, Notaus- und sonstige Elektroschalter diirfen nicht
mehr betétigt werden, Stecker miissen in Steckdosen bleiben.
Nachbarklassen und die Schulleitung sind umgehend zu in-
formieren. Die Feuerwehr ist zu alarmieren.

4.3 Es sind weitere Situationen denkbar, die eine sofortige
Rdumung der Schule erforderlich machen. Dabei ist grund-
sitzlich wie bei der Notfallilbung zu verfahren. Die Schullei-
terin oder der Schulleiter entscheidet, ob die Polizei/Feuer-
wehr benachrichtigt werden muss.

5. Vorbereitung auf Notfallsituationen

5.1 Es ist Aufgabe der Schulleitung Vorbereitungen zu tref-
fen, dass sie bei Notfallsituationen in der Schule oder bei
Schulveranstaltungen ihre Fithrungsaufgaben in angemesse-
ner Weise wahrnehmen kann. Dazu sind von der Schule die
notwendigen organisatorischen und sichlichen Voraussetzun-
gen zu schaffen. Dazu kann z. B. gehoren:

— Bereitstellung der erforderlichen Kommunikationsmittel
(Telefon, Mobiltelefon, Megafon usw.),

— Notfalltelefonlisten mit allen wichtigen Rufnummern,
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— Sicherstellen, dass wichtige Unterlagen (z. B. Telefon-
listen, Klassenlisten, Stundenplédne) jederzeit — auch bei
Stromausfall — zugénglich sind,

— Bereithalten von Pldnen des Schulgebdudes und Schul-
grundstiicks,

— Erstellen einer Liste der mobilitdtseingeschrankten und
besonders betreuungsbediirftigen Personen und Treffen
besonderer Mafinahmen zu deren Evakuierung,

— Festlegung eines Verfahrens, um in psychosozialen Not-
fallsituationen ohne Zeitverzug die fachkundige Unter-
stiitzung der Betroffenen durch ausgebildetes Personal
(Schulpsychologie, Notfallseelsorge usw.) sicherzustellen.

5.2 Bei besonderen Notfallsituationen sind umgehend die
NLSchB, der Schultrdager und der zustdndige Unfallversiche-
rungstrager zu benachrichtigen.

6. Informations- und Beratungsangebote

6.1 Weitere Informationen sind im Internet unter http:/
publikationen.dguv.de zu finden:

— Erste Hilfe in Schulen (DGUV Information 202-059),

— Rechtsfragen bei Erster-Hilfe-Leistung durch Ersthelfer
(DGUV 10852),

— Verbandbuch (DGUV Information 204-020),

— Feueralarm in der Schule (DGUV Information 202-051),
— Brandschutzhelfer (DGUV Information 205-023),

— Sicherheit in der Schule (DGUV Information 202-058).
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6.2 Die Muster (Anlagen 1 bis 7) stehen auch unter http:/

www.arbeitsschutz-schulen-nds.de/?id = 124 zur Verfiigung:

— Muster 1 ,,Bestellung zur oder zum Beauftragten fiir Erste
Hilfe“ (Anlage 1),

— Muster 2 ,,Bestellung zur oder zum Beauftragten fiir Brand-
schutz und Evakuierung” (Anlage 2),

— Muster 3 ,,Verhalten in Notfillen“ (Anlage 3),

— Muster 4 ,Verhalten im Brandfall“ (Anlage 4),

— Muster 5 ,,Brandschutzordnung” (Anlage 5),

— Muster 6 ,Erlaubnisschein fiir Feuer- und Heiflarbeiten®
(Anlage 6),

— Muster 7 ,,Gefahrstoffverzeichnis“ (Anlage 7).

6.3 Zu Fragen der Organisation von Erster Hilfe, Brand-

schutz und Evakuierung beraten die Fachkrifte fiir Arbeits-

sicherheit, der zustdndige Gemeindeunfallversicherungsver-

band, die fiir den Brandschutz ortlich zustdndige Dienststelle

des Schultrdgers und die ortlich zustdandige Feuerwehr.

7. Schlussbestimmungen

Dieser RdETrl. tritt am 1. 8. 2016 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2021 aufler Kraft. Der Bezugserlass zu d tritt mit Ab-
lauf des 31. 7. 2016 aufder Kraft.

An
die offentlichen Schulen in Niedersachsen
die Niedersiachsische Landesschulbehorde

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 765
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Anlage 1

Bestellung zur oder zum Beauftragten fiir Erste Hilfe

Name und Anschrift der Schule

Bestellung zur/zum Beauftragten fiir Erste Hilfe

Hiermit wird Frau/Herr

(Name, Dienstbezeichnung)

mit Zustimmung des Schulpersonalrates, der Gleichstellungsbeauftragten und der
Vertrauensperson fiir Schwerbehinderte geméaf RdErl. des MK vom 30. 1. 2014 zur/zum
Beauftragten fiir Erste Hilfe bestellt.

Sie/Er ist dabei zustédndig

[] fir die gesamte Schule
[ fur folgenden Teilbereich:

Sie/Er ist verantwortlich fiir die Durchfiihrung folgender Aufgaben:

« Information iber Angelegenheiten der Ersten Hilfe

« Organisation der Fortbildungen zur Ersten Hilfe

« Fortlaufende Dokumentation der Erste-Hilfe-Ausbildung aller Landesbediensteten der Schule

« Unterstitzung bei der Organisation der Ersten Hilfe bei Sonderveranstaltungen
(z. B. Klassenfahrten, Feiern, Sportveranstaltungen, Projekttagen)

« Planung und Organisation von Projekten zur Ersten Hilfe, z. B. Einrichtung eines
Schulsanitétsdienstes, Informationsveranstaltungen.

» Aktualisierung der Aushange zur Ersten Hilfe und zum Verhalten in Notféllen

o Bereitstellung von Verbandbiichern (GUV-I 511-1) und Unterweisung zur notwendigen
Dokumentation

« Auswertung der Verbandbucheintrdge und Unfallimeldungen im Hinblick auf notwendige
Praventionsmalnahmen (ggf. gemeinsam mit der oder dem Sicherheitsbeauftragten
fur den inneren Schulbereich)

« RegelmaRige Kontrolle der Erste-Hilfe-Ausstattung und des Sanitdtsraums
(in Absprache mit der Hausmeisterin oder dem Hausmeister)

» Zusammenarbeit mit weiteren Beauftragten an der Schule (z. B. Sicherheits-,
Gefahrstoffbeauftragte/r, Beauftragte/r fir Brandschutz und Evakuierung)

(Dienstsiegel)
Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift
Schulleiterin/Schulleiter der Lehrkraft
Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift
Personalrat Gleichstellungsbeauftragte Vertrauensperson fir

Schwerbehinderte

Kopie an: Akte Schule (Beauftragungen)
Personalrat
Gleichstellungsbeauftragte
Vertrauensperson fir Schwerbehinderte
Fachkraft flr Arbeitssicherheit
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Bestellung zur oder zum Beauftragten fiir Brandschutz und Evakuierung

Anlage 2

Name und Anschrift der Schule

Bestellung zum/zur Beauftragten fiir Brandschutz und Evakuierung

Hiermit wird Frau/Herr

(Name, Dienstbezeichnung)

mit Zustimmung des Schulpersonalrates, der Gleichstellungsbeauftragten und der
Vertrauensperson fir Schwerbehinderte gemaR RdErl. des MK vom 30. 1. 2014 zur/zum
Beauftragten fir Brandschutz und Evakuierung bestelit.

Sie/Er ist dabei zusténdig

[ fir die gesamte Schule
(] fir folgenden Teilbereich:

Sie/Er ist verantwortlich fir die Durchfihrung folgender Aufgaben:

« Information und Unterweisung zu Brandschutz und der Evakuierung

« Organisation der Fortbildungen zu Brandschutz und Evakuierung

« Fortlaufende Dokumentation der Unterweisungen aller Landesbediensteten der Schule
(z. B. Fluchtwege, Fluchtwegeplédne, Verhalten im Brandfall und bei Evakuierung)

« Vorbereitung, Durchfiihrung und Auswertung der jahrlichen Notfalllibung

« Beratung bei MalRnahmen zur sicheren Evakuierung behinderter Menschen

+ RegelmaRige Kontrolle der Fluchtwege (gemeinsam mit der Hausmeisterin
oder dem Hausmeister)

+ Mitwirkung bei der Erstellung und Fortschreibung der Brandschutzordnung

« Unterstitzung bei der Organisation von Brandschutz und Evakuierung bei
Sonderveranstaltungen (z. B. Feiern, Theaterauffiihrung, Projektarbeit, Aktionstage)

« Planung und Organisation von Projekten zu Brandschutz und Evakuierung
(z. B. Brandschutzerziehung, Vermittlung von Kontakten zur Feuerwehr)

« * Zusammenarbeit mit den fir den vorbeugenden Brandschutz der Schule
verantwortlichen Stellen (z. B. Feuerwehr, Brandschutzpriifer)

« Zusammenarbeit mit weiteren Beauftragten an der Schule
(z. B. Sicherheits-, Gefahrstoffbeauftragte/r, Beauftragte/r fiir Erste Hilfe)

(Dienstsiegel) P
Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift
Schulleiterin/Schulleiter der Lehrkraft
Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift
Personalrat Gleichstellungsbeauftragte Vertrauensperson fir

inderte

Kopie an:  Akte Schule (Beauftragungen)
Personalrat
Gleichstellungsbea
Vertrauensperson fiir Schwerbehinderte
Fachkraft fiir Arbeitssicherheit
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Anlage 3

Aushang zum Verhalten in Notfillen

Der Text muss an schulische Gegebenheiten angepasst werden. In jedem Fall ist zu prifen, ob vor
der Notruf-Nummer ,112" eine ,0" oder eine andere Ziffer gewahlit werden muss.

Verhalten in Notféillen

Bei Alarm

* Gebéude unverziglich rdumen,
Sammelplétze aufsuchen!

Wenn beide Fluchtwege wegen Brandrauch
unbegehbar sind:

Feuerwehr bei geschlossener Tir

im Klassenraum erwarten

.Verlorengegangene® Schiller sofort der
Schulleitung und der Einsatzleitung melden

Bei Gasgeruch

o Elektroschalter, -stecker, Not-Aus
nicht betatigen

Fenster 6ffnen und Gashéhne schlieen
Raum sofort verlassen

Nachbarklassen, Hausmeister,
Schulleitung benachrichtigen

Bei Verletzung oder akuter Erkrankung

« Falls erforderlich:
Rettungsdienst: Notruf 112

Erste Hilfe leisten, erforderlichenfalls
Ersthelfer benachrichtigen

Bei vorzeitigem Verlassen der Schule:
Angehdrige informieren
Begleitung sicherstellen

Verbandbucheintrag
(bei geringfiigiger Verletzung/Erkrankung)

oder Unfallimeldung
(bei Arztbesuch/Einsatz Rettungsdienst)

Inhalt des Notrufs:

Was ist geschehen?

Wo ist der Unfallort?

Wie viele Personen sind verletzt?
Welche Verletzungen?

Warten auf Riickfragen!

Verbandkasten Raum

Sekretariat Tel.:

Krankentrage Raum

Sanitdatsraum Raum

Ersthelfer liber Tel.:

Praktischer Arzt
Dr. Tel.:
StralRe + Hausnr.:
Sprechzeiten:

Unfall-Arzt (Durchgangs-Arzt)
Dr. Tel.:

StralRe + Hausnr.:
Sprechzeiten:

Augen-Arzt

Dr. Tel.:
StralBe + Hausnr.:
Sprechzeiten:

Krankenhaus
Pforte Tel.:
StralRe + Hausnr.:
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Anlage 4

Aushang zum Verhalten im Brandfall

Der Text muss an schulische Gegebenheiten angepasst und kann dabei mit Teil A der
Brandschutzordnung (Anlage 5) kombiniert werden. In jedem Fall ist zu priifen, ob vor der Notruf-
Nummer ,112" eine ,0" oder eine andere Ziffer gewahlt werden muss.

Verhalten im Brandfall

Ruhe bewahren
Tir zum Brandraum wenn mdglich schlieBen

Brand melden Feuermelder betatigen
Ort:

(Ort benennen!)

INOTRUF 0-112]

néchstes Telefon:
(Ort benennen!)

i H Feueralarm:
In Sicherheit (Alarmierungs-Signal beschreiben!)

bringen Schultaschen liegen lassen
Fenster und Tlren méglichst schliefen
Mit Lehrkraft Sammelplatz aufsuchen
Auf hilflose oder behinderte Personen
achten

1. Rettungsweg:
(z. B.: Haupttreppenhaus, Haupteingang, ...)
2. Rettungsweg:
(z. B.: Nebentreppenhaus, Seiteneingang,...)

AUFZUG NICHT BENUTZEN!

Sammelplatz: (Ort benennen)

=  Am Sammelplatz: Vollzahligkeit prifen
= Fehlende Schiler sofort melden

= Auf weitere Anweisungen warten

Loschversuch Eigensicherung beachten

unternehmen Feuerléscher: (Ort benennen!)
Wandhydrant: (Ort benennen!)
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Anlage 5

Muster einer Brandschutzordnung

Die Brandschutzordnung nach DIN 14096—1-3 besteht aus den Teilen A, B und C.
Sie muss an die ortlichen Gegebenheiten der Schule angepasst werden.

Teil A

Der Teil A richtet sich an alle Personen (Schiilerinnen und Schiiler, Beschaftigte, Besucher),
die sich in dem Schulgebdude aufhalten. In diesem Teil sind die wichtigsten Verhaltensregeln
in schriftlicher Form mitzuteilen. Feuerlésch- und Notrufeinrichtungen, sowie die allgemeinen
Flucht- und Rettungswege sind bildlich dargestellt. Die Alarm- und Brandschutzordnungen sind
an markanten Stellen (Eingangsbereich, Treppenhaus, jede Etage) gut sichtbar auszuhéngen.
Dieser Teil wird im Allgemeinen vom Schultrager erstellt. Nicht zutreffende Texte oder Zeichen
(z. B. wenn kein Feuermelder oder kein Wandhydrant vorhanden ist) entfallen. Zusétze sind
nicht zulassig.

Verhalten im Brandfall

Ruhe bewahren
Tiir zum Brandraum wenn méglich schlieBen

Brand melden g Feuermelder betatigen
Oit

(o& benennen!)

INOTRUF 0-112]

néchstes Telefon:
(Ort benennen!)

i H * Feueralarm:
In Sicherheit {Alarmierungs-Signal beschreiben!)

bringen = Schultaschen liegen lassen
= Fenster und Tiren moglichst schlieen
Mit Lehrkraft Sammelplatz aufsuchen
= Auf hilflose oder behinderle Personen
achten
== 1. Rettungsweg:
| (z. B.. Haupttreppenhaus, Haupteingang. ...)
2. Reftungsweg:
(z. B.: Nebentreppenhaus, Seiteneingang....)

| AUFZUG NICHT BENUTZEN!

Sammelplatz: (Ort benennen)

= Am Sammelplatz: Vollzahligkeit prifen
» Fehlende Schiler sofort melden

* Auf weitere Anweisungen warten

Léschversuch Eigensicherung beachten

unternehmen [ Feuerlscher: (Ort benennen!)
| Wandhydrant: {Ort benennen!)

Durch diesen Teil A sollen alle Nutzerinnen und Nutzer, also auch Besucherinnen, Besucher
oder Eltern beim Elternabend, einen schnellen Uberblick iiber Fluchtwege, Lésch- und
Alarmierungseinrichtungen und das Verhalten im Alarmfall erhalten.
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Teil B

Der Teil B richtet sich an Personen (Schilerinnen und Schiiler, Beschéftigte), die sich nicht nur
voriibergehend in der baulichen Anlage (Schulgeb&ude) aufhalten. Dieser Teil besteht aus
schriftlich abgefassten Hinweisen und Verhaltensregeln zur Verhinderung von Brandentstehung
und Rauchausbreitung, Freihaltung der Flucht- und Rettungswege und Hinweisen zum Verhalten
im Brandfall und anderen Gefahren unter Beachtung der &rtlichen Gegebenheiten.

Die Schrift und die grafische Gestaltung sind freigestellt. Der Text muss eindeutig formuliert und
leicht verstandlich sein. Soweit erforderlich, sind fremdsprachige Ubersetzungen des
deutschen Textes zuldssig, wenn sie sich vom deutschen Text deutlich abheben, sie miissen
stets auf dem aktuellen Stand sein. Die Brandschutzordnung A kann als Deckblatt fir die
Brandschutzordnung B verwendet werden. Die nachstehend festgelegte Reihenfolge der einzelnen
Abschnitte muss eingehalten werden. Nicht erforderliche Abschnitte knnen entfallen, andere
sind jedoch nicht zulassig.

° Brandverhiitung

L4 Brand- und Rauchausbreitung

° Flucht- und Rettungswege

L Melde- und Léscheinrichtungen

L Verhalten im Brandfall

° Brand melden

®  Alarmsignale und Anweisungen beachten

® In Sicherheit bringen

® Léschversuche unternehmen (nicht durch Schiilerinnen und Schiler)
® Besondere Verhaltensmalnahmen.

Die Brandschutzordnung, Teil B, wird als Merkblatt oder als Broschiire an die Personen, die sich
nicht nur voriibergehend in der baulichen Anlage (Schulgeb&ude) aufhalten, ausgehéndigt. Da in
Teil B auch Dinge geregelt sind, die Schilerinnen und Schiiler nicht betreffen und der Umfang der
Ausgabe oft Gber eine Seite DIN A4 hinausgeht, ist es in Schulen sinnvoll, in jedem Raum eine
Kurzausgabe (Anlage 4) mit der Angabe des Fluchtweges und Sammelplatzes fir diesen Raum
aushédngen. Diese Kurzausgabe kann mit der Brandschutzordnung Teil B kombiniert werden und
soll nicht umfangreicher als eine DIN A4-Seite sein.

Ein Geb&udegrundriss mit den eingezeichneten Fluchtwegen kann beigeflgt sein (Wichtiger ist
jedoch, das man von jeder Raumtir die Rettungswegbeschilderung sehen kann). Die Kurzausgabe
ahnelt der Ausgabe Teil A und kann nur zum Teil mit Piktogrammen versehen werden. Diese
Ausgabe dient in erster Linie nicht der schnellen Orientierung im Notfall, sondern als Hinweis
(Unterweisung) im Rahmen der Einsatzvorbereitung, dhnlich einer Betriebsanweisung. Durch den
sténdigen Aushang besteht jederzeit die Moglichkeit, sich zu informieren.



Nds. MBI. Nr. 28/2016

TeilC

Die Brandschutzordnung Teil C gilt fiir Personen, denen {ber ihre allgemeinen Pflichten
hinaus besondere Aufgaben im Brandschutz tibertragen worden sind. Das kénnen z. B.
Brandschutzbeauftragte, Sicherheitsbeauftragte oder Beauftragte fiir Erste Hilfe sein.

Far Schulen empfiehlt es sich, hier die Schulleitung, die Hausmeisterin oder den Hausmeister,
das Biiro und, falls vorhanden, den Schulsanitétsdienst mit zu beriicksichtigen.

In dem Teil C ist eine verantwortliche Person fiir den Brandschutz zu benennen.
Es ist folgende Gliederung einzuhalten:

@ Brandverhitung/Alarmplan/Sicherheitsmafinahmen fiir Personen, Tiere, Umwelt
und Sachwerte

@ LéschmaRnahmen
° Vorbereitung fiir den Einsatz der Feuerwehr
° Nachsorge.
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Anlage 6

Muster eines Erlaubnisscheines

Erlaubnisschein fiir Feuer- und HeiBarbeiten
1 Ausfiihrende Firma:

2 Arbeitsort/-stelle:

3 Durchzufiihrende Arbeiten:

4 Art der Tatigkeit: O Schweillen O Léten O Schneiden
O Trennen O Brennschneiden O Auftauen

5 Vor Beginn der Arbeit O Entfernen samtlicher Gegensténde und Stoffe (auch
sind folgqnde Staubablagerungen) im Umkreis von m
Sicherheitsvorkehrungen — soweit erforderlich — auch in angrenzenden Raumen

zu treffen:
O Abdecken gefahrdeter brennbarer Gegensténde
(Holzbalken, Holzwénde, Kunststoffteile, ...)

O Abdichten von Offnungen, Fugen, Ritzen und
sonstigen Durchldssen mit nicht brennbarem Material

O Entfernen von Umkleidungen und Isolierungen

O Beseitigen der Explosionsgefahr in Behéltern und
Rohrleitungen

O Bereitstellen einer Brandwache mit geeignetem
Loschgerat:

O Pulverléscher O Schaumléscher
O Wasserldscher 0O CO,- Léscher

O Wassereimer [0 Wasserschlauch
6 Brandwache: Wahrend der Arbeit (Name):

Nach der Arbeit (Name): Dauer (Stunden):

7 Alarmierung: Standort des nachstgelegenen Brandmelders:

Néachstes Telefon:

Notrufnummer:

8 Erlaubnis: Die aufgefihrten Sicherheitsma3nahmen sind durchzufihren.
Die Unfallverhltungsvorschriften der Unfallversicherungstrager
(GUV-V A1, BGV A 1, GUV-V S1, GUV-R 500 u. a.) und die
Sicherheitsvorschriften der Versicherer sind zu beachten.

Datum Unterschrift des Aufiraggebers Unterschrift des Ausfilhrenden
oder seines Beauftragten
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H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Allgemeine Nebenbestimmungen
fiir Zuwendungen zur Projektforderung
aus dem Europiischen Landwirtschaftsfonds
fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER)
(ANBest-ELER)

RdErl. d. ML v. 20. 6. 2016 — 403-04011-37 —
— VORIS 64100 —

— Im Einvernehmen mit dem MF —

Bezug: RdErl. d. MF v. 11. 7. 1996 (Nds. MBL. S. 1868), zuletzt gedndert
durch RdErl. v. 22. 3. 2016 (Nds. MBL. S. 490)
— VORIS 64100 —

I. Anwendungsbereich

Die nachfolgenden Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir
Zuwendungen zur Projektférderung aus dem Europiischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen
Raums (ELER) (ANBest-ELER) enthalten Nebenbestimmungen
(Bedingungen und Auflagen) i. S. von § 1 NVwV{G i. V. m.
§ 36 VwVI{G sowie notwendige Erlduterungen.

Fir Vorhaben der EU-Férderperiode 2014—2020, die Fi-
nanzierungsbestandteile aus dem ELER enthalten, sind die
ANBest-ELER als Bestandteil des Zuwendungsbescheides ver-
bindlich, soweit in diesem nicht ausdriicklich etwas anderes
bestimmt ist. Die ANBest-ELER ersetzen insoweit die ANBest-P
(Anlage 2 zu VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO der VV-LHO — siehe Be-
zugserlass —) sowie die ANBest-Gk (Anlage zu VV-Gk Nr. 5.1
zu § 44 LHO der VV-LHO), sodass diese Regelungen keine An-
wendung finden.

II. Allgemeine Nebenbestimmungen zur Projektféorderung

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfullung des im Bewilli-
gungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Das
Vorhaben ist wirtschaftlich durchzufithren. Die Mittel sind
sparsam zu verwenden. Die forderfihigen Ausgaben beziehen
sich auf das Vorhaben.

1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhédngenden
Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter)
und der Eigenanteil der oder des Begiinstigten sind als Deckungs-
mittel fiir alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhéngen-
den Ausgaben einzusetzen. Der Finanzierungsplan ist hinsicht-
lich des Gesamtergebnisses verbindlich — Uberschreitungen
sind zuldssig, wenn die oder der Begiinstigte sie aus eigenen
Mitteln tragt.

1.3 Dirfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder
sdchliche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden
die Gesamtausgaben der oder des Begiinstigten iiberwiegend
aus Zuwendungen der 6ffentlichen Hand bestritten, so darf die
oder der Begiinstige ihre oder seine Beschiftigten nicht besser-
stellen als vergleichbare Landesbedienstete. Vorbehaltlich ei-
ner abweichenden tarifvertraglichen Regelung diirfen deshalb
keine glinstigeren Arbeitsbedingungen vereinbart werden, als
sie fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes je-
weils vorgesehen sind. Die zuwendungsfihigen Ausgaben wer-
den nur bis zur Héhe der Durchschnittssitze anerkannt, die
das Land bei der Veranschlagung von Personalausgaben im
Haushaltsplan zugrunde legt.

Diese Regelung gilt nicht fir Gebietskérperschaften und Zu-
sammenschliisse von Gebietskorperschaften.

2. Anderung der Finanzierung

Erméfiigen sich nach der Bewilligung die im Finanzierungs-
plan veranschlagten Gesamtausgaben fiir den Zuwendungs-
zweck, erhohen sich die Deckungsmittel oder treten neue
Deckungsmittel hinzu, so erméfigt sich die Zuwendung bei
Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen ande-
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rer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und
sonstigen Mitteln der oder des Begiinstigten oder bei Voll-
finanzierung um den vollen in Betracht kommenden Betrag.

3. Vergabe von Auftrigen
Die Einhaltung der einschldgigen Bestimmungen zur Auf-
tragsvergabe (siehe Nummern 3.1 und 3.2) ist nachzuweisen.

Verstofle gegen Bestimmungen des Vergaberechts konnen
zu Verwaltungssanktionen nach Artikel 35 der Verordnung
(EU) Nr. 640/2014 fithren.

3.1 Auftraggeber auflerhalb von § 98 GWB

Die Durchfiihrung eines férmlichen Vergabefahrens ist fiir
Projekte, die unter die Nummern 3.1.1 und 3.1.2 fallen, nicht
erforderlich. Sollte dennoch ein formliches Vergabeverfahren
durchgefiihrt werden, miissen alle rechtlichen Anforderungen
an dieses gewdhlte Vergabeverfahren erfiillt werden.

3.1.1 Begtinstigte mit einer Zuwendung bis 50 000 EUR

Begiinstigte, die weder Auftraggeber i. S. von § 98 GWB
noch nach einer anderen Vorschrift zur Anwendung des Ver-
gaberechts verpflichtet sind, haben bei einer bewilligten Zu-
wendung von bis zu 50 000 EUR bei der Auftragserteilung die
Gebote der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

3.1.2 Begiinstigte mit einer Zuwendung von mehr als 50 000 EUR
und einem Fordersatz bis zu 50 %

Begiinstigte, die weder Auftraggeber i. S. von § 98 GWB
noch nach einer anderen Vorschrift zur Anwendung des Ver-
gaberechts verpflichtet sind, haben bei einer bewilligten Zu-
wendung von mehr als 50 000 EUR und einem Fordersatz bis
zu 50 % vor der Auftragserteilung mindestens drei fachkun-
dige, leistungsfihige Unternehmen zur Angebotsabgabe auf-
zufordern.

Der Auftrag ist an den Bieter mit dem wirtschaftlichsten
Angebot zu erteilen.

Die Begriindung der Entscheidung ist zu dokumentieren.

Die Angebotsaufforderung hat fir jeden Auftrag ab einem
geschitzten Auftragswert in Hohe von 15 000 EUR netto zu
erfolgen.

Leistungen konnen getrennt nach Art oder Fachgebiet be-
auftragt werden (Fachlose).

Der Auftragswert bezieht sich auf das einzelne Fachlos.

Die vorstehenden Anforderungen sind bei der Beauftragung
freiberuflicher Leistungen erst ab Erreichen des EU-Schwel-
lenwertes nach § 106 Abs. 2 Nr. 1 GWB und bei Auftrdgen im
Anwendungsbereich der SektVO erst ab Erreichen des EU-
Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2 Nr. 2 GWB einzuhalten.

Werden forderfihige Ausgaben tiber Pauschalbetrage, Pau-
schalsitze oder standardisierte Einheitskosten ermittelt, fin-
den hierfiir die Nebenbestimmungen zur Auftragserteilung
sowie zur Vorlage von Auflistungen tber erteilte Auftrige kei-
ne Anwendung.

3.1.3 Begiinstigte mit einer Zuwendung von mehr als 50 000 EUR
und einem Fordersatz von mehr als 50 %

Begiinstigte, die weder Auftraggeber i. S. von § 98 GWB
noch nach einer anderen Vorschrift zur Anwendung des Ver-
gaberechts verpflichtet sind, haben bei einer bewilligten Zu-
wendung von mehr als 50 000 EUR und einem Férdersatz von
mehr als 50 % vor der Auftragserteilung nachstehende Rege-
lungen je nach Leistungsgegenstand zu beachten:

— Abschnitt 1 der VOL/A fir die Vergabe von Lieferungen
und Dienstleistungen,

— Abschnitt 1 der VOB/A fiir die Vergabe von Bauleistungen,

— ab Erreichen des EU-Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2

Nr. 1 GWB die VgV bei der Vergabe freiberuflicher Leis-
tungen,
— ab Erreichen des EU-Schwellenwertes nach § 106 Abs. 2
Nr. 2 GWB in ihrem Anwendungsbereich die SektVO.
Die §§ 2 bis 5 NWertVO sind — abhéngig vom Leistungsge-
genstand und bei Vorliegen der Voraussetzungen — anwend-
bar.
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Werden forderfdhige Ausgaben iiber Pauschalbetrédge, Pau-
schalsétze oder standardisierte Einheitskosten ermittelt, finden
hierfir die Nebenbestimmungen zur Vergabe von Auftrigen
sowie zur Vorlage von Auflistungen tiber vergebene Auftrige
keine Anwendung.

3.2 Auftraggeber innerhalb von § 98 GWB

Begtlinstigte, die Auftraggeber i. S. von § 98 GWB oder nach
einer anderen Vorschrift zur Anwendung des Vergaberechts
verpflichtet sind, unterliegen bei Vergaben von Auftrdgen zur
Erfilllung des Zuwendungszwecks den nach den gesetzlichen
Vorgaben einschlédgigen Bestimmungen zum Vergaberecht.

Unabhéngig von der Auftragshohe sind bei der Vergabe
nach nationalen Vergabevorschriften die §§ 2 bis 5 NWertVO
zu beachten, sofern die entsprechenden Voraussetzungen vor-
liegen.

4. Zweckbindungsfrist

4.1 Gegenstidnde, die zur Erfiilllung des Zuwendungszwecks
erworben oder hergestellt werden, sind fiir den Zuwendungs-
zweck zu verwenden und sorgfiltig zu behandeln. Die oder
der Begiinstigte darf iiber sie vor Ablauf der in diesem Bewilli-
gungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht ander-
weitig verfiigen.

4.2 Geforderte

— Grundstiicke, Bauten und bauliche Anlagen diirfen ab Fer-
tigstellung bis zum Ablauf des zwdlften Kalenderjahres und

— Maschinen, technische Einrichtungen und Geréte ab Liefe-
rung bis zum Ablauf des fiinften Kalenderjahres

nach der Schlusszahlung des Zuwendungsgebers fir das Vor-
haben nicht verduflert oder dem Zuwendungszweck zuwider-
laufend verwendet werden.

Nach Ablauf der Zweckbindungsfrist kann frei tiber die ge-
forderten Gegenstdande verfiigt werden.

Bei nicht zweckentsprechender Verwendung wird der Be-
willigungsbescheid (teilweise) widerrufen und gezahlte Betrége
sind anteilig im Verhéltnis zu dem Zeitraum, in dem die Vor-
aussetzungen nicht erfiillt wurden, zu erstatten.

Fiir ein Vorhaben, das Investitionen in die Infrastruktur
oder produktive Investitionen beinhaltet, wird der Bewilligungs-
bescheid ganz widerrufen, wenn binnen zehn Jahren nach der
Schlusszahlung die Produktionstitigkeit an einen Standort
auflerhalb der EU verlagert wird, aufler wenn der Begiinstigte
ein Kleinstunternehmen, kleines oder mittleres Unternehmen
(KMU) ist. Gezahlte Betrdge sind zu erstatten.

5. Mitteilungspflichten

Eine Anzeigepflicht gegentiiber der Bewilligungsstelle be-
steht insbesondere, wenn

— weitere Leistungen fiir denselben Zweck bei anderen offent-
lichen Stellen beantragt oder weitere Mittel von Dritten er-
halten werden,

— sich eine Erméfigung der forderfdhigen Ausgaben oder
eine Anderung der Finanzierung um mehr als 10 % oder
um mehr als 10 000 EUR ergibt,

— sich der Zuwendungszweck oder sonstige fir die Bewilli-
gung der Zuwendung mafigeblichen Umstidnde &ndern
oder wegfallen,

— sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungszweck
mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

— ein Insolvenzverfahren gegen die Begiinstigte oder den Be-
glinstigten beantragt oder er6ffnet wird.

6. Auszahlungsantrag und Nachweis der Verwendung

6.1 Fir die Vorlage des Auszahlungsantrags mit Verwendungs-
nachweis gelten die im Bewilligungsbescheid benannten Vor-
gaben.

6.2 Der Auszahlungsantrag beinhaltet einen Verwendungs-
nachweis, der aus einem Sachbericht und einem zahlenméfi-
gen Nachweis besteht.

6.3 In dem Sachbericht sind die getédtigten Ausgaben sowie
das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen. Soweit das
Vorhaben entsprechend den Antragsunterlagen durchgefiihrt
worden ist, die der Bewilligung zugrunde lagen, geniigt eine
Bezugnahme auf diese Unterlagen.

6.4 In dem zahlenméfligen Nachweis sind die Einnahmen
und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt
entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszu-
weisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck
zusammenhidngenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen
Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. Aus dem Nach-
weis mussen Tag, Empfingerin, Empfinger, Einzahlerin oder
Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung er-
sichtlich sein. Soweit nach § 15 UStG eine Vorsteuerabzugs-
berechtigung vorliegt oder die Umsatzsteuer aus anderen
Griinden nicht gefordert wird, diirfen nur die Betrdge ohne
Umsatzsteuer berticksichtigt werden.

6.5 Soweit im Bewilligungsbescheid keine abweichende Re-
gelung getroffen wurde, sind die Belege (Einnahme- und Aus-
gabebelege) iiber die Einzelzahlungen und die Vertrége iiber die
Vergabe von Auftrdgen mit dem Nachweis vorzulegen.

6.6 Die Belege miissen die im Geschiftsverkehr tiblichen
Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbe-
sondere die Zahlungsempfiangerin oder den Zahlungsempfian-
ger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei
Gegenstidnden den Verwendungszweck. Auflerdem miissen
die Belege ein eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Pro-
jekt (z. B. Projektnummer) enthalten. Im Verwendungsnach-
weis ist zu bestdtigen, dass die Ausgaben notwendig waren,
dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und
dass die Angaben mit den der Buchfithrung dienenden Unter-
lagen (Biichern) und ggf. den Belegen iibereinstimmen.

6.7 Samtliche Antragsunterlagen, Aufzeichnungen und Be-
lege sind bis zum Ablauf des sechsten Kalenderjahres nach
Schlusszahlung des Zuwendungsgebers fir das Vorhaben auf-
zubewahren, sofern nicht nach anderen Vorschriften eine lan-
gere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung kon-
nen auch Bild- oder Datentriger verwendet werden. Das Auf-
nahme- und Wiedergabeverfahren muss den Grundsitzen
ordnungsméfiger Buchfithrung oder einer in der 6ffentlichen
Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.
Bei langeren Zweckbindungsfristen sind die Unterlagen bis
zum Jahresende der langsten Zweckbindungsfrist aufzube-
wahren.

7. Priifung der Verwendung

Die Bewilligungsstelle sowie andere zustédndige Priifinstan-
zen von Land, Bund und EU sind berechtigt, der Buchfiihrung
dienende Unterlagen (Biicher), Belege und sonstige Geschiifts-
unterlagen anzufordern sowie die Ausgaben fiir die Zuwen-
dung durch értliche Erhebungen zu priifen oder durch Beauf-
tragte priifen zu lassen. Die erforderlichen Unterlagen sind auf
Verlangen und auf Kosten der oder des Begiinstigten bereitzu-
halten. Den Priifinstanzen ist das Betreten der Geschiifts-, Be-
triebs- und Lagerrdume sowie der Betriebsflichen wihrend
der Geschifts- und Betriebszeiten zu gestatten und die not-
wendigen Auskiinfte sind zu erteilen. Anderenfalls droht der
Verlust der Zuwendung.

8. Prinzip der Schriftlichkeit

Im gesamten Verfahren (fiir Antrdge, Mitteilungen usw.) gilt
mindestens das Prinzip der Schriftlichkeit.

9. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 15. 7. 2016 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2021 aufler Kraft.

An

den Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz

die Amter fir regionale Landesentwicklung

die Landwirtschaftskammer Niedersachsen

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 778
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Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemaf} Artikel 4 der Richtlinie 2011/92/EU
(ExxonMobil Production Deutschland GmbH)

Bek. d. LBEG v. 12. 7. 2016
— L1.4/L67007/03-08-02/2016-0007 —

Das Unternehmen ExxonMobil Production Deutschland
GmbH plant in der Samtgemeinde Lastrup im Landkreis Clop-
penburg die Durchfiihrung einer Tiefbohrung. Die Tiefbohrung
soll ab einer Tiefe von etwa 2900 m auf einer separaten
Scholle die Sandsteine des mittleren Bundsandsteins auf Gas-
fithrung testen und erschliefen.

In der Tiefbohrung sollen keine Fracarbeiten durchgefiihrt
werden.

Entsprechend Artikel 4 Abs. 2 i. V. m. Anhang II Nr. 2
Buchst. d der Richtlinie 2011/92/EU, gedndert durch die Richt-
linie 2014/52/EU, und der Entscheidung des Europiischen
Gerichtshofs C-531/13 ist durch eine Einzelfalluntersuchung
zu ermitteln, ob firr das beantragte Vorhaben die Durchfiih-
rung einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben des Artikels 3 der Richtlinie
2011/92/EU vorgenommene Einzelfalluntersuchung hat erge-
ben, dass eine Umweltvertraglichkeitspriifung fur das o. g.
Vorhaben nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit nach Artikel 4 Abs. 4 der
Richtlinie 2011/92/EU 6ffentlich bekannt gemacht.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 780

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Offentliche Bekanntmachung einer Genehmigung
nach dem BImSchG
(Buchler GmbH, Braunschweig)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 8. 7. 2016
— BS 15-111 —

Gemdf § 21 a der 9. BlmSchV wird die Entscheidung iiber
den Antrag der Firma Buchler GmbH auf Kapazitdtserhohung
des Rohproduktebetriebs in der Anlage 6ffentlich bekannt ge-
macht. Der vollstandige Bescheid und seine Begriindung kon-
nen in der Zeit vom 28. 7. bis zum 10. 8. 2016 in den folgen-
den Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen wer-
den:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig,
Ludwig-Winter-Strafle 2,
38120 Braunschweig,

Einsichtmaoglichkeit:

montags bis donnerstags von 8.00 bis 15.30 Uhr,
freitags und an Tagen

vor Feiertagen von 8.00 bis 14.30 Uhr,

und nach telefonischer Vereinbarung unter
Tel. 0531 35476-0;

— Stadtverwaltung Braunschweig,
Rathaus, Neubau, Eingang Bohlweg 30,
Etage 9, Flurbereich,

Bohlweg 30,
38100 Braunschweig,

Einsichtméglichkeit:

montags bis donnerstags von 8.00 bis 15.30 Uhr,

freitags und an Tagen
vor Feiertagen von 8.00 bis 14.30 Uhr.
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (10. 8. 2016) gilt der Be-
scheid auch gegentiber Dritten, die keine Einwendungen er-
hoben haben, als zugestellt.
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Der Bescheid und seine Begriindung kénnen bis zum Ab-
lauf der Widerspruchsfrist (bis zum 12. 9. 2016) von den Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-Win-
ter-Straf8e 2, 38120 Braunschweig, angefordert werden.

Der verfiigende Teil der Genehmigung und die Rechtsbe-
helfsbelehrung werden in der Anlage bekannt gemacht.

Diese Bek. und die Genehmigung sind auch im Internet un-
ter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort iiber
den Pfad ,Bekanntmachungen > Braunschweig — Gottingen”
einsehbar.

— Nds. MBI Nr. 28/2016 S. 780

Anlage

Tenor

1. Der Firma Buchler GmbH, Harxbiitteler Strafle 3, 38110
Braunschweig, wurde gemifl § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. 5. 2013 (BGBI. I S. 1274) in Verbindung mit
Nr. 4.1.19 GE der Anlage 1 der Vierten Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-
nung iiber das Genehmigungsverfahren — 4. BImSchV) vom
2.5.2013 (BGBL IS. 973) am 30. 6. 2016 die Genehmigung
fir die folgende Anlage erteilt:

Anlagen zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch
chemische, biochemische oder biologische Umwandlung in
industriellem Umfang zur Herstellung von Arzneimittel ein-
schlieSlich Zwischenerzeugnisse.

Standort: 38110 Braunschweig, Harxbiitteler Strafe 3

Gemarkung: Wenden, Flur: 3, Flurstiicke: 109/158, 104/158,
114/158, 325/1, 157/1

Gemarkung: Wenden, Flur: 4, Flurstiicke: 168/3, 294/6,
386/169, 168/2

Gemarkung: Thune, Flur: 2, Flurstiicke: 305/1, 228/6, 227/3,
305/3, 325/3.

Die Anderungsgenehmigung umfasst

— die Erhohung der Jahresproduktion des Pharmabetriebes
auf insgesamt 300 t/Jahr Inhaltsstoffe der Chinarinde (In-
haltsstoffe = Chinaalkaloidbasen + Chinasdure) durch Er-
héhung der Einsatzstoffmenge des Rohproduktbetriebes
im Gebdude W18 von 1 000 t/Jahr Chinarinde auf bis zu
4 500 t/Jahr Chinarinde bzw. den Einsatz von bis zu 300 t/
Jahr Totaquina (Rohalkaloidbasengemisch aus alkalischer
Fillung des Rindenextraktes als zugekaufter Rohstoff),

— die Umstellung des Anlagenbetriebes des Rohproduktbetrie-
bes im Gebdude W 18 vom derzeitigen Zweischichtsystem
(Montag bis Freitag jeweils von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr)
auf kontinuierlichen Betrieb (Montag 6.00 Uhr bis Sams-
tag 22.00 Uhr),

— die Anderung des bisherigen Fraktionierungsprozesses fiir
das Alkaloid Chinidin im Rohproduktebetrieb,

— die Einfiihrung eines alternativen Fraktionierungsprozes-
ses fur die Chininfraktionierung im Rohproduktebetrieb,

— die Verwertung von Mutterlaugen aus dem Pharmazeuti-
schen Betrieb und aus dem Rohproduktebetrieb in den Be-
triebseinheiten Extraktion (BE 210), Rindenaufbereitung
(BE 201) und Zwischenprodukte (BE 220) als Wasser-/Ab-
wassereinsparmafinahme,

— die Verlagerung des WHG-Auffangraumes fir die HBV-
Anlagen im Gebdude W 18 aus der Gebdudetasse in einen
neuen unterirdischen doppelwandigen Auffangbehélter,

— die Verbesserung des Brandschutzes im Gebdude W 18
durch Installation einer flichendeckenden Brandmeldean-
lage und einer Hilfslgschanlage,

— den Ersatz eines Schwefelsduretanks in BE 10 (20 m?) in
einer Auffangwanne durch zwei in Summe volumenglei-
che Schwefelsduretanks (15 m® und 5 m®) mit Leckageauf-
fangbehalter,

— die Nutzung der nicht mehr fiir die Abwasserreinigung er-
forderlichen Aktivkohlebehdlter als Betriebsvorlagen fiir
die wéssrigen Extrakte der Chinasdureextraktion,

— die Erweiterung der genehmigten Nutzung der Lagerhallen
W 14, W 19 und W 20 auf die Lagerung von verpackten Al-
kaloidsalzen und -basen.
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2. Gemadf § 13 BImSchG schliefft diese Genehmigung die
nach der Niedersdchsischen Bauordnung (NBauO) vom 3. 4.
2012 (Nds. GVBL. S. 46) erforderliche Baugenehmigung ein.

3. Die Genehmigung ergeht unter der Bedingung, dass die in
der Schalltechnischen Untersuchung der Bonk-Maire-Hopp-
mann GbR vom 20. 5. 2014 — Nr. 14032 — zum geplanten
Nachtbetrieb aufgefiihrten Schallminderungsmafinahmen (Ta-
belle 7) vor der Aufnahme des Nachtbetriebes durch die im
Formular 4.5 des Antrags aufgefithrten Schallschutzmafinah-
men umgesetzt sind.

4. Der Kiihlturm ,klein“ im Bereich des Kesselhauses darf
ausschliefilich in der Zeit von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr betrie-
ben werden.

5. Der Bericht tber den Ausgangszustand fiir Boden und
Grundwasser (AZB) vom 10. 6. 2015 ist Bestandteil dieser Ge-
nehmigung.

6. Die Kosten des Verfahrens sind von der Antragstellerin zu
tragen.

II. Der Bescheid ist mit Auflagen und Nebenbestimmungen
verbunden (hier nicht abgedruckt).

III. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Staatlichen Gewer-
beaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-Winter-Strafie 2, 38120
Braunschweig, einzulegen.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG)

Bek. d. GAA Cuxhaven v. 15. 6. 2016
— 16-035-01-8.1-Gf —

Die Firma Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG Dorfstrafle 2,
27446 Deinstedt, hat mit Schreiben vom 1. 4. 2016 die Ertei-
lung einer Genehmigung geméaf} den §§ 16 und 19 BImSchG
in der derzeit geltenden Fassung fiir die Anderung einer Anlage
zur Erzeugung von Strom und Wéarme durch den Einsatz von
Biogas am Standort in 27446 Deinstedt, Dorfstrafle 2, Gemar-
kung Deinstedt, Flur 2, Flurstiick 415/86, beantragt.

Gegenstand der wesentlichen Anderung sind eine Leistungs-
erhohung und die Errichtung eines Warmepufferspeichers.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforderlich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertriglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit éffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI Nr. 28/2016 S. 781

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG, Raalandsweg)

Bek. d. GAA Cuxhaven v. 15. 6. 2016
— 16-036-01-8.1-Gf —

Die Firma Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG Dorfstrafie 2,
27446 Deinstedt, hat mit Schreiben vom 1. 4. 2016 die Ertei-
lung einer Genehmigung geméafl den §§ 4 und 19 BImSchG in
der derzeit geltenden Fassung fur die Errichtung und den Be-
trieb einer Anlage zur Erzeugung von Strom durch den Ein-
satz von Biogas am Standort in 27446 Deinstedt, Raalandsweg,
Gemarkung Deinstedt, Flur 3, Flurstiick 75/1, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforderlich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertriglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 781

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG, Visch)

Bek. d. GAA Cuxhaven v. 15. 6. 2016
— 16-037-01-8.1-Gf —

Die Firma Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG Dorfstrafie 2,
27446 Deinstedt, hat mit Schreiben vom 1. 4. 2016 die Ertei-
lung einer Genehmigung geméaf den §§ 4 und 19 BImSchG in
der derzeit geltenden Fassung fiir die Errichtung und den Be-
trieb einer Anlage zur Erzeugung von Strom durch den Ein-
satz von Biogas am Standort in 27446 Deinstedt, Visoh,
Gemarkung Deinstedt, Flur 2, Flurstiick 122/19, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforderlich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 781

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim

Bekanntmachung iiber die bundeseinheitliche Praxis
bei der Uberwachung der Emissionen
aus Kleinfeuerungsanlagen

Bek. d. GAA Hildesheim v. 27. 7. 2016
— 40501/44 —

Aufgrund von Nummer 8.1.2.1 der Anlage zu §1 ZustVO-
Umwelt-Arbeitsschutz wird auf Grundlage der Bekanntma-
chung des Umweltbundesamtes tiber die bundeseinheitliche
Praxis bei der Uberwachung der Emissionen aus Kleinfeue-
rungsanlagen vom 14. 5. 2014 (BAnz AT 30.05.2014 B5) die
Eignung folgender Messgerite zur Uberwachung der Emissio-
nen aus Kleinfeuerungsanlagen bekannt gemacht:

Messgerite zur Uberwachung der Staub- und CO-Grenzwerte sowie
zur Ermittlung der Abgaskomponenten an Feuerungsanlagen fiir
feste Brennstoffe

Messgerit Typ Feinstaubmesskoffer Plus

Hersteller:
Vereta GmbH, Einbeck

Eignung: .
Messgerit zur Uberwachung der Staub- und CO-Grenzwerte
der 1. BImSchV geméaf} § 5 Abs. 1, Stufen 1 und 2, sowie § 25
Abs. 2 an Feuerungsanlagen fiir feste Brennstoffe nach § 3
Abs. 1 Nrn. 1 bis 8 sowie zur Ermittlung der Abgaskompo-
nente O,.

Messbereiche in der Eignungspriifung:
Staub: 0 bis 375 mg/m*®
0O,: 0 bis 21,0 Vol.-%
CO: 0 bis 25 000 mg/m?

Softwareversion: Firmware: Version V1.03 vom 20. Mai 2013
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Einschrankung:

Die Mindestanforderung bei der Eignungspriifung nach VDI
4206 Blatt 2 an die erweiterte Messunsicherheit wurde nicht
eingehalten und betrdgt bezogen auf den jeweiligen Grenz-
wert:

— 51 % fiir den Grenzwert 20 mg/m?®

— 43 % fir den Grenzwert 60 mg/m?®

— 51 % fiir den Grenzwert 90 mg/m?®

— 47 % fiir den Grenzwert 100 mg/m?

— 39 % fiir den Grenzwert 150 mg/m®.
Hinweise:

1. Das Messgerit ist nicht fiir den Aufleneinsatz geeignet.

2. Fir die nach § 13 Abs. 3 der 1. BImSchV erforderliche
Uberpriifung des Feinstaubmesskoffer Plus muss die be-
kannt gegebene Geritepriifstelle mit einem Zerstauber Typ
ATM220 der Firma Topas, einer 2 %-igen Salzsuspension
mit Analysezertifikat vom Bundesamt fir Metrologie
METAS (Schweiz) und einem kalibrierten Partikelzdhler
Typ Microdust Pro der Firma Casella CEL ausgeriistet sein.
Der Partikelzidhler muss jahrlich durch das Bundesamt fiir
Metrologie METAS nach dem festgelegten Verfahren kali-
briert werden. Fiir die Durchfithrung des Priifverfahrens
ist eine Schulung des Personals der bekannt gegebenen Ge-
ritepriifstelle durch den Hersteller erforderlich.

3. Die Uberprifung des Feinstaubmesskoffer Plus muss am
Uberpriifungspunkt von 90 mg/m? erfolgen.

4. In der Eignungspriifung wurden erhebliche Abweichungen
zwischen den beiden Priifmustern festgestellt.

5. Ergdnzungspriiffung zu den Bekanntmachungen des Um-
weltbundesamtes vom 12. 2. 2013 (BAnz AT 05.03.2013
B11, Kapitel I Nr. 5.1) und vom 27. 2. 2014 (BAnz AT
01.04.2014 B13, Kapitel II dritte Mitteilung) hinsichtlich
der Eignung zur Bestimmung der O,- und CO-Konzentra-
tion mittels Gassammelbeutel Typ LINDE PLASTIGAS
(2,5 Liter Volumen, Bestell-Nr. 37660001) und dem Abgas-
analysemessgerdt Typ testo 330-2 LL/F mit Bekanntma-
chung des Umweltbundesamtes vom 23. 2. 2012 (BAnz.
S. 932, Kapitel I Nr. 1.2).

Prifinstitut:
TUV SUD Industrie Service GmbH

"Prl'ifkennzeichen:
TUV By RgG 289/1

Priifbericht:
Bericht Nr.: M-Bl 1129-09/14 vom 25. 4. 2014.

— Nds. MBL. Nr. 28/2016 S. 781

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg

Feststellung gemifl § 3 a UVPG
(Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH, Bomlitz)

Bek. d. GAA Liineburg v. 15. 7. 2016
— 4.1 LG 16-029-01-10 bi CE 002026572 —

Die Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH, August-
Wolff-Strafle 13, 29699 Bomlitz, hat mit Schreiben vom 15. 4.
2016 die Erteilung eines Vorbescheides gemdfl § 9 i. V. m.
§ 10 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung fir die we-
sentliche Anderung einer Anlage zur Methylcellulose-Herstel-
lung am Standort in 29699 Bomlitz, Gemarkung Bomlitz, Flur 1,
Flurstiick 22/11, beantragt.

Gegenstand der wesentlichen Anderung sind die Errichtung
eines Gebdudeanbaus an die vorhandene Produktionsanlage,
der Ersatz von zwei Mahlstrangen durch eine neue Miihle mit
Trocknungskreislauf, Siebmaschinen und Staubfilter sowie die
Erhohung der Nennleistung von 5 000 t/a auf 7 500 t/a Methyl-
cellulose.
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Im Rahmen dieses Vorbescheidverfahrens ist geméaf § 3 ¢
i. V. m. Nummer 4.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gelten-
den Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu ermit-
teln, ob fiir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung erforderlich ist.

Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertriglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 28/2016 S. 782

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG
(Claas E-Systems Verwaltungs GmbH)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 11. 7. 2016
— 40211/1-10.17.1/0OL 16-059-01 —

Die Firma Claas E-Systems Verwaltungs GmbH, Bécker-
kamp 19, 33330 Giitersloh, hat mit Schreiben vom 8. 4. 2016
die Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung und zum
Betrieb einer Navigationsfahrstrecke auf dem Grundstiick in
49201 Dissen am Teutoburger Wald, Sommerkdmpen 11,
Flurstiicke 41/7, 41/9, 41/11, 42/3, 43, 44/2, 48/4, 49/1, 50/1,
163/10, 163/12, 163/13, 190/46 und 191/46, Flur 11, Gemar-
kung Dissen, beantragt.

Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um eine Na-
vigationsfahrstrecke; eine betonierte Aufenfliche, die der Er-
probung von Assistenzsystemen in landwirtschaftlichen Ma-
schinen in Bewegungsfahrten dient. Auf der Strecke werden
keine fahrdynamischen Tests durchgefiihrt. Zum Einsatz
kommen téglich fir ca. vier Stunden gleichzeitig bis zu zwei
Fahrzeuge wie Mahdrescher, Hiacksler und Traktoren.

Mit dem Betrieb der Anlage soll unmittelbar nach Vorlage
der Genehmigung und Abschluss der Errichtungsarbeiten be-
gonnen werden.

Die Errichtung und der Betrieb der beantragten Anlage be-
dirfen der Genehmigung geméafl den §§ 4 und 10 BImSchG
i.V.m. § 1 sowie Nummer 10.17.1 des Anhangs 1 der
4. BImSchV.

Gemifl Nummer 8.1 der Anlage ZustVO-Umwelt-Arbeits-
schutz ist das GAA Oldenburg zustdndige Genehmigungsbe-
horde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemaff § 10 Abs. 3
BImSchG o6ffentlich bekannt gemacht.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens war geméaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 10.7 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriifung erforderlich ist. Die Vor-
prifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglichkeits-
priifung fir das o. a. Vorhaben nicht erforderlich ist. Es wird
darauf aufmerksam gemacht, dass diese Feststellung nicht
selbstédndig angefochten werden kann.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die An-
tragsunterlagen nach § 4 der 9. BImSchV liegen vom 28. 7. bis
zum 29. 8. 2016 bei den folgenden Stellen zu den angegebe-
nen Zeiten zur Einsichtnahme 6ffentlich aus:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg, Zimmer 419,

montags bis donnerstags
in der Zeit von
freitags in der Zeit von

7.30 bis 16.00 Uhr und
7.30 bis 13.00 Uhr,

sowie
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— Stadt Dissen am Teutoburger Wald, Grof3e Strafle 33, 49201
Dissen am Teutoburger Wald, Zimmer 1.04,

montags bis mittwochs
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr sowie

8.00 Uhr bis 12.30 Uhr.

Bei geschlossenem Eingang bitte Klingel am riickwértigen
Eingang des Rathauses benutzen.

freitags in der Zeit von

Diese Bek. und die Antragsunterlagen sind auch im Internet
unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort
iiber den Pfad ,Bekanntmachungen > Oldenburg — Emden
— Osnabriick” einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wahrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 28. 7. 2016 und endet
mit Ablauf des 12. 9. 2016, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen geltend zu machen. Mit Ablauf dieser Frist sind
fir das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG).

Gemaf § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behorden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich ge-
macht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméflen Durch-
fithrung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehorde nach Ermessen, ob ein Erdrterungstermin
durchgefithrt wird.

Findet der Erorterungstermin statt, werden die form- und
fristgerecht erhobenen Einwendungen anlédsslich dieses Ter-
mins am 27. 9. 2016, ab 10.00 Uhr, im Sitzungssaal der Stadt
Dissen am Teutoburger Wald, erortert. Sollte die Erorterung
am 27. 9. 2016 nicht abgeschlossen werden kénnen, wird sie
an den darauffolgenden Werktagen (ohne Samstag) zur glei-
chen Zeit am selben Ort fortgesetzt.

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erértern, soweit dies fiir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
lautern. Die Einwendungen werden auch dann erértert, wenn
die Antragstellerin oder die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, zu diesem Erdrterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erorterungstermin nicht behandelt.

Findet ein Erorterungstermin nicht statt, so wird dies geson-
dert 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemafd
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV éffent-
lich bekannt gemacht wird und die 6ffentliche Bekanntma-
chung die Zustellung der Entscheidung ersetzen kann.

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 782

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(Giga Coating GmbH, Twist)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 14. 7. 2016
— OL16-053-01+02; Ma.3.10 —

Die Firma Giga Coating GmbH, Max-Planck-Strafle 4, 49767
Twist, hat mit Schreiben vom 8. 4. 2016 die Erteilung einer
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Ober-
flichenbehandlungsanlage (Strahlanlage, KTL-Anlage, Pulver-
beschichtungsanlage) auf dem Grundstick in 49767 Twist,
Flurstiicke 17/5, 22/18, 222/11, 22/13, Flur 183, Gemarkung
Emslage-Twist, beantragt.

Es ist geplant, in einer neu zu errichtenden Produktionshalle
eine Anlage zur Oberflaichenbehandlung von Metallen durch
ein elektrolytisches oder chemisches Verfahren zu errichten
und zu betreiben. In der geplanten Oberflichenbehandlungs-
anlage sollen metallische Werkstiicke in Einzelteilen und in
Baugruppen gestrahlt und beschichtet werden. Die Errichtung
und der Betrieb der Oberfldchenbehandlungsanlage sollen in
zwei Baustufen erfolgen.

In der ersten Baustufe werden die Werkstiicke in einem ers-
ten Verfahrensschritt in einer Strahlanlage gereinigt. Dabei
wird Strahlmittel mit hoher Geschwindigkeit auf die Werk-
stiicke gelenkt. In einem weiteren Verfahrensschritt erfolgt
nacheinander in neun Béddern die Vorbehandlung (reinigen
Spritzentfetten, reinigen Tauchentfetten, Tauchspiilen 1,
Tauchsptlen 2, Aktivierung, Zinkphosphatierung, Tauch-
spiilen 3, Passivierung, Tauchspiilen [VE Wasser]). Die Werk-
sticke werden anschliefend in der kathodischen Tauch-
lackierung (KTL) in einem wasserloslichen Tauchbad grun-
diert, in Ultrafiltrationsspiilen gespiilt und dann in Einbrenn-
ofen getrocknet. Die Pulverbeschichtung der Werkstiicke
erfolgt dann in einer Pulverkabine mit anschliefender Trock-
nung in Pulvereinbrennofen.

In der zweiten Baustufe sollen im Bereich der KTL Anlage
zwei weitere Einbrennéfen, zwei weitere Pulvereinbrennofen
und eine Thermische Nachverbrennungsanlage (TNV) errich-
tet und betrieben werden.

In einem separaten Hallenanbau ist die Lagerung der fiir
den Betrieb erforderlichen Chemikalien geplant.

Die wihrend des Betriebes anfallenden Abwésser werden in
einer Abwasserbehandlungsanlage gereinigt und dann in die
offentliche Schmutzwasserkanalisation eingeleitet.

Mit dem Betrieb der Anlage soll im Juli 2017 begonnen werden.

Die Errichtung und der Betrieb der beantragten Anlage be-
diirfen der Genehmigung gemédfl den §§ 4 und 10 BImSchG
i. V. m. § 1 sowie Nummer 3.10.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV.
Es handelt sich dabei um eine Anlage gemafs Artikel 10 der
Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 iiber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sog. Industrieemissions-Richtlinie —. Ein mafigebliches
BVT-Merkblatt mit Schlussfolgerungen existiert fiir diese An-
lagenart derzeit noch nicht.

Geméfl Nummer 8.1 der Anlage ZustVO-Umwelt-Arbeits-
schutz ist das GAA Oldenburg die zustdndige Genehmigungs-
behorde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemafl § 10 Abs. 3
BImSchG o6ffentlich bekannt gemacht.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens war gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 3.9.1 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine allgemeine Vorpriifung des Einzel-
falles zu ermitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die
Durchfiihrung einer Umweltvertréaglichkeitspriifung erforder-
lich ist. Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltver-
traglichkeitspriifung fiir das o. g. Vorhaben nicht erforderlich
ist. Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass diese Feststel-
lung nicht selbstindig angefochten werden kann.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die An-
tragsunterlagen nach § 4 der 9. BImSchV liegen vom 4. 8. bis
zum 5. 9. 2016 bei den folgenden Stellen zu den angegebenen
Zeiten zur Einsichtnahme offentlich aus:

— Gemeinde Twist, Flensbergstrafle 7, 49767 Twist, Zimmer 20,
wihrend der Dienststunden (montags bis mittwochs und
freitags in der Zeit von 8.30 bis 12.30 Uhr und 14.00 bis
17.00 Uhr, donnerstags in der Zeit von 8.30 bis 12.30 Uhr
und 14.00 bis 18.00 Uhr, samstags in der Zeit von 8.30 bis
11.30 Uhr,
sowie

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg, Zimmer 426,
wihrend der Dienststunden (montags bis donnerstags in
der Zeit von 7.30 bis 16.00 Uhr, freitags in der Zeit von
7.30 bis 13.00 Uhr).
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Diese Bek. und die Antragsunterlagen sind auch im Internet
unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort
iiber den Pfad ,Bekanntmachungen > Offentliche Bekannt-
machungen aus dem Bereich Oldenburg — Emden — Osna-
briick” einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wéhrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 4. 8. 2016 und endet
mit Ablauf des 19. 9. 2016, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen geltend zu machen. Mit Ablauf dieser Frist sind
fir das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG).

Gemif § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behérden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich ge-
macht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméfien
Durchfihrung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehorde nach Ermessen, ob ein Erdrterungstermin
durchgeftihrt wird.

Findet der Erorterungstermin statt, werden die form- und
fristgerecht erhobenen Einwendungen anlésslich dieses Ter-
mins am Dienstag, dem 18. 10. 2016, ab 10.00 Uhr, im Rats-
saal des Rathauses der Gemeinde Twist, Flensbergerstrafle 7,
49767 Twist, erortert. Sollte die Erorterung am 18. 10. 2016
nicht abgeschlossen werden kénnen, wird sie an den darauf-
folgenden Werktagen (ohne Samstag) zur gleichen Zeit am sel-
ben Ort fortgesetzt.

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies fiir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
lautern. Die Einwendungen werden auch dann erértert, wenn
die Antragstellerin oder die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, zu diesem Erérterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erdrterungstermin nicht behandelt.

Findet ein Erorterungstermin nicht statt, so wird dies geson-
dert 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemaf3
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV oéffent-
lich bekannt gemacht wird und die 6ffentliche Bekanntma-
chung die Zustellung der Entscheidung ersetzen kann.

— Nds. MBL. Nr. 28/2016 S. 783

Stellenausschreibungen

Die Stadt Rotenburg (Wiimme) liegt im Dreieck Hamburg, Bremen
und Hannover mit einer guten Verkehrsanbindung zu den Grof3stad-
ten. Den iiber 22 000 Einwohnerinnen und Einwohnern bietet sie eine
hohe Lebensqualitit, eine vitale Wirtschaftsstruktur, ein komplettes
Angebot von allgemein bildenden Schulen und ein vielfdltiges Leben
in gen Bereichen Sport und Kultur.

Zum 1. 3. 2017 ist bei der Stadt Rotenburg (Wiimme) die Stelle der
Leitung des Haupt-, Schul- und Personalamtes

zu besetzen. Wir suchen fiir diese Position eine kompetente, belast-
bare, integre Fiihrungspersonlichkeit mit hohem Engagement und
Verantwortungsbewusstsein, die dartiber hinaus tiber ausgeprégte in-
tegrative und kommunikative Fihigkeiten verfuigt.

Aufgabenbereiche:
— Hauptverwaltung:

— Leitung, Organisation, Koordination und Uberwachung der in-
ternen Verwaltungsabladufe,

— Erarbeitung von grundsitzlichen Entscheidungen, Dienstan-
weisungen und -vereinbarungen,
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— Betreuung der Mitgliedschaft in kommunalen Spitzenverban-
den, Institutionen und sonstigen Organisationen,

— Vor- und Nachbereitung von Entscheidungen der politischen
Gremien,

— Vertretung des Biirgermeisters in einem Ortsrat,

— Forderung der Kultur und des Sports, Organisation von Veran-
staltungen,

— Forderung des Tourismus,

— Betreuung von Stadtepartnerschaften,

— Einsatzplanung IT-Programme und Telekommunikation;

— Schulverwaltung:

— Planung und Weiterentwicklung der Schullandschaft in der
Stadt Rotenburg (Wiimme),

— Vorbereitung und Umsetzung der politischen Beschliisse in
Bez)ug auf die Schullandschatft in der Stadt Rotenburg (Wiim-
me);

— Personalverwaltung:

— Personalbedarfsplanung,

— Personalbeschaffung und Personaleinsatzplanung,

— Arbeitsschutz/Arbeitssicherheit,

— Disziplinar- und Arbeitsrecht,

— Vertretung der Stadt vor dem Arbeitsgericht,

— Mitwirkung bei Verfahren bei hoheren Instanzen,

— Ausbildungsleitung,

— Schwerbehindertenangelegenheiten gemafs SGB IX,

— Zusammenarbeit mit der Personalvertretung und der Gleich-
stellungsbeauftragten.

Eine Anderung des Aufgabenprofils bleibt vorbehalten
Wir erwarten:

— Befdhigung fiir das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 der
Fachrichtung , Allgemeine Dienste” (ehemals gehobener nichttech-
nischer Verwaltungsdienst) (abgeschlossenes Studium zur Diplom-
Verwaltungswirtin [FH] oder zum Diplom-Verwaltungswirt [FH]
oder vergleichbarer Bachelor-Studiengang oder Ausbildung zur
Verwaltungsfachwirtin oder zum Verwaltungsfachwirt — Ange-
stelltenlehrgang II — mit der Bereitschaft einer Verbeamtung),

— mehrjdhrige Verwaltungserfahrung in leitender Funktion, mog-
lichst in einer Kommunalverwaltung,

— gute kommunalverfassungs-, personal- und tarifrechtliche sowie
organisatorische Kenntnisse,

— Fihigkeit, selbstdndig zu arbeiten und komplexe Sachverhalte zu
erfassen,

— Entscheidungsfreude, Eigeninitiative, Durchsetzungs- und Koope-
rationsvermogen, Verhandlungsgeschick,

— sicherer Umgang mit den gingigen Office-Programmen,

— Bereitschaft zur Teilnahme an Sitzungen aufierhalb der regelmafi-
gen Arbeitszeit,

— Fiihrerschein der Klasse B.

Bei Vorliegen der beamtenrechtlichen Voraussetzungen kann eine Ein-
stellung bis zur BesGr. A 13 erfolgen, andernfalls bis zur EntgeltGr. 12
TV6D-VKA.

Die Stadt Rotenburg (Wiimme) strebt in allen Bereichen und Positio-
nen an, eine Unterreprdsentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind
Bewerbungen von Frauen besonders erwiinscht und kénnen nach
Mafgabe des § 11 NGG bevorzugt berticksichtigt werden.

Die Stadt Rotenburg (Wimme) sieht sich der Gleichstellung von
Menschen mit Behinderung in besonderer Weise verpflichtet und be-
grufit deshalb entsprechende Bewerbungen. Bei gleicher Eignung, Be-
fahigung und fachlicher Leistung werden Bewerbungen von Menschen
mit Behinderung bevorzugt berticksichtigt.

Thre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 7. 8. 2016 per E-Mail in ei-
nem PDF-Dokument an stadt@rotenburg-wuemme.de oder schriftlich
an die Stadt Rotenburg (Wiumme), Grofle Strafle 1, 27356 Rotenburg
(Wimme).

Far Rickfragen steht Ihnen die Erste Stadtrdtin, Frau Nadermann,
Tel. 04261 71-112 (Vorzimmer), gerne zur Verfiigung. Informationen
tiber die Stadt Rotenburg (Wiimme) erhalten Sie im Internet unter
www.rotenburg-wuemme.de.

— Nds. MBL. Nr. 28/2016 S. 784

An der Stiftung Universitat Hildesheim ist im Dezernat fiir Finanzen
die Stelle der

Sachgebietsleitung fiir Finanzmanagement, Ressourcensteuerung,
Reisekosten und Beschaffung
(EntgeltGr. 11 TV-L/BesGr. A 12, 100 %)

zum néchstmoglichen Zeitpunkt zu besetzen. Kennziffer: 2016/47;
Bewerbungsschluss: 6. 8. 2016.

Die vollstandige Stellenausschreibung finden Sie unter http://www.
uni-hildesheim.de/stellenmarkt.

— Nds. MBI Nr. 28/2016 S. 784
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Bekanntmachungen der Kommunen

Verordnung iiber das Naturschutzgebiet
,Grundloses Moor*
in der Stadt Walsrode, Landkreis Heidekreis
vom 17.06.2016

Aufgrund der §§ 22, 23 und 32 des Gesetzes iiber Naturschutz
und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG)
vom 29.07.2009 (BGBL. I S. 2542), zuletzt gedndert durch
Art. 421 der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBL. I S. 1474), in
Verbindung mit den §§ 14, 15, 16 und 32 Abs. 1 des Nieder-
sdchsischen Ausfiihrungsgesetzes zum Bundesnaturschutzge-
setz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 104)
wird verordnet:

§1
Naturschutzgebiet

(1) Das in den Absitzen 2 und 3 ndher bezeichnete und in der
mitveroffentlichten Karte dargestellte Gebiet in den Ge-
markungen Ebbingen, Sieverdingen, Stellichte und Fulde,
Stadt Walsrode, Landkreis Heidekreis, wird zum Natur-
schutzgebiet (NSG) ,,Grundloses Moor* erklart.

(2) Das Naturschutzgebiet hat eine Grofie von rd. 295 ha.

(3) Die Grenze des NSG ergibt sich aus der mitveroffentlichten
Karte im Mafistab 1 :10.000 (Anlage). Diese verlduft auf
der Innenseite der dargestellten Grenzlinie. Randgriaben
sind Bestandteil des NSG. Die Karte ist Bestandteil dieser
Verordnung. Die Verordnung mit der Karte kann wéhrend
der Dienststunden bei der Stadt Walsrode und beim Land-
kreis Heidekreis, Harburger Str. 2, 29614 Soltau — Untere
Naturschutzbehérde — unentgeltlich eingesehen werden.

Das NSG ,,Grundloses Moor” ist identisch mit dem gleich-
namigen Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebiet (Nr. 78).

§2
Schutzgegenstand und Schutzzweck

(1) Das NSG ist iiberwiegend durch verschiedene Hochmoor-
degenerationsstadien mit Handtorfstichen und feuchten
Heiden sowie durch den Grundlosen See geprégt. Der Grund-
lose See als Kern des NSG ist umgeben von groffliachigen
Moorwildern, die durchsetzt sind von Feuchtheiden und
Handtorfstichen. In der Pufferzone finden sich noch exten-
siv genutzte Griinlandflichen und zum Teil naturferne
Nadelwalder.

(2) Allgemeiner Schutzzweck ist nach Mafigabe der §§ 23
Abs. 1 und 32 BNatSchG die Erhaltung und naturnahe Ent-
wicklung des Grundlosen Sees sowie der sonstigen dystro-
phen Stillgewésser, der Hochmoorfldchen einschlieflich
der Degenerations- und Pfeifengrasstadien, der Schwing-
rasen- und Ubergangsmoore, der Heiden sowie der Moor-
waldkomplexe auf den fiir sie naturraumtypischen Stand-
orten mit den jeweils charakteristischen Tier- und Pflan-
zenarten und deren Lebensgemeinschaften.

(3) Besonderer Schutzzweck ist:

1. die Erhaltung und Entwicklung des Torfkérpers und
die Wiederherstellung von Standortverhéltnissen, ins-
besondere von naturnahen Wasserverhiltnissen, die
so weit wie moglich den natiirlichen Gegebenheiten
entsprechen,

2. die Erhaltung, Entwicklung und Férderung offener
Moorbereiche der degenerierten Hoch- und Ubergangs-
moore sowie Feuchtheiden mit Glockenheide,

3. die Erhaltung und Entwicklung des Grundlosen Sees
und weiterer Stillgewésser (Torfstiche),

4. die Erhaltung und Entwicklung von naturnahen und
strukturreichen Birken- und Kiefernbruchwiéldern,

5. die Erhaltung und Entwicklung von naturnahen tot-
und altholzreichen Wéldern einschliefSlich struktur-
reicher lichter Waldinnen- und Waldauflenrdnder und
Ubergangsbiotope, unter anderem durch das Zulassen
eigendynamischer Prozesse, durch die Entnahme ge-

bietsfremder, teilweise invasiver Pflanzen und Ge-
holzarten wie z.B. Fichte (Picea abies), Douglasie
(Pseudotsuga menziesii), Strobe (Pinus strobus), Spét-
blithende Traubenkirsche (Prunus serotina) und Kul-
turheidelbeere (Vaccinium corymbassum),

6. die Erhaltung von Pufferzonen und deren Entwick-
lung hin zu naturnah bewirtschafteten Fléachen,

7. die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Le-
bensraum aller gebietstypischen Tierarten wie insbe-
sondere fiir Moorfrosch, Flederméuse, Kranich,

8. die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Le-
bensraum gefdhrdeter gebietstypischer Pflanzenarten
wie insbesondere Rosmarinheide (Andromeda polifo-
lia), Rundbléttriger Sonnentau (Drosera rotundifolia),
Mittlerer Sonnentau (Drosera intermedia), Faden-Binse
(Juncus filimormis), Weifles Schnabelried (Rhynchos-
pora alba), Moosbeere (Vaccinium oxycoccus) und
Rauschbeere (Vaccinium uliginosum),

9. die Erhaltung und Entwicklung des naturnahen, weit-
gehend ungestorten Landschaftsbildes,

10. die Erhaltung und Entwicklung der Qualitét, Leistungs-
fdhigkeit und Regeneration der Schutzgiiter Boden,
Klima und Grundwasser,

11. die Erhaltung der Ruhe und Ungestortheit zum Zwecke
des ruhigen Landschaftserlebens sowie insbesondere
zum Schutz der streng geschiitzten Brutvogel.

(4) Das NSG umfasst das gesamte FFH-Gebiet Nr. 78 ,,Grund-
loses Moor“. Die Ausweisung des NSG ist ein Beitrag zum
Aufbau und zum Schutz des Europdischen Netzes ,,Natura
2000“. Sie dient damit der Umsetzung der FFH-Richtlinie
(Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er-
haltung der nattirlichen Lebensrdume sowie der wildleben-
den Tiere und Pflanzen, ABl. EG Nr. L 206, S. 7; 1996
Nr. L 59 S. 63, zuletzt geédndert durch Richtlinie 2013/17/EU
des Rates vom 13. Mai 2013, ABI. Nr. L. 158, S. 193).

Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) fir das FFH-
Gebiet im NSG ist daher weiterhin die Erhaltung oder Wie-
derherstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes fol-
gender FFH-Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-
Richtlinie einschlieflich der jeweils charakteristischen Tier-
und Pflanzenarten:

1. 3160 Dystrophe Seen und Teiche durch

Erhaltung und Wiederherstellung eines giinstigen Erhal-
tungszustandes des Lebensraumtyps als naturnahe dystro-
phe Stillgewiésser mit torfmoosreicher Verlandungsvege-
tation insbesondere durch Sicherung des Wasserstandes
und der Wasserqualitit,

Erhaltung als Lebensraum charakteristischer Tier- und
Pflanzenarten insbesondere durch Vermeidung von Stoff-
eintrdgen, Beschattung und Geholzaufwuchs,

2. 7120 Noch renaturierungsfihige degradierte Hoch-
moore durch

Erhaltung und Férderung der Renaturierung von durch
Nutzungseinfliisse degenerierten Hochmooren mit mog-
lichst weitrdumig nassen, ndhrstoffarmen, waldfreien Fla-
chen, die durch typische, torfbildende Hochmoorvegeta-
tion gekennzeichnet sind und naturnahen Moorrandberei-
chen, einschlieBlich ihrer charakteristischen Tier- und
Pflanzenarten insbesondere durch Vermeidung von Néhr-
stoffeintrdgen durch Sicherung und Verbesserung des
Wasserhaushaltes sowie durch bedarfsgerechte Entfer-
nung des Geholzwuchses, bedarfsgerechtes Entfernen von
Rohhumus und regelméflige Mafinahmen zur Heidever-
jingung mit ausgepragter Strukturvielfalt,

3. 7140 Ubergangs- und Schwingrasenmoore durch

Erhaltung und Wiederherstellung eines giinstigen Erhal-
tungszustandes struktur- und artenreicher Ubergangs- und
Schwingrasenmoore mit hohem Anteil typischer Zwischen-
moorvegetation mit Torfmoosen, hoher Wassersattigung
und biotoptypischen armen Néhrstoffverhiltnissen,
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Erhaltung und Wiederherstellung als Lebensraum charak-
teristischer Tier- und Pflanzenarten, insbesondere durch
Vermeidung von Stoffeintragen, Sicherung der Wassersit-
tigung sowie bedarfsgerechter Entfernung von Geholzauf-
wuchs,

4. 7150 Torfmoor-Schlenken durch

Erhaltung und Forderung von nassen, néhrstoffarmen
Torf- und/oder Sandfldchen mit Schnabelriedgesellschaf-
ten im Komplex mit Hoch- und Ubergangsmooren, Feucht-
heiden und/oder nihrstoffarmen Stillgewédssern einschlief3-
lich ihrer charakteristischen Tier- und Pflanzenarten sowie

5. 91DO Moorwilder durch

Erhaltung und Wiederherstellung eines giinstigen Erhal-
tungszustandes torfmoosreicher Birken- und Kiefernbruch-
wilder auf nihrstoffarmen, wassergesittigten Torfboden
mit verschiedenen Altersphasen in mosaikartigem Wech-
sel, mit standortgerechten, heimischen Baumarten, mit ho-
hem Alt- und Totholzanteil sowie strukturreichen, lichten
Waldrdandern einschliefilich charakteristischer Tier- und
Pflanzenarten insbesondere durch Sicherung und Verbes-
serung des Wasserhaushaltes und weiterer landschafts-
pflegerischer Mafinahmen.

§3

Schutzbestimmungen

(1) Gemaf § 23 Abs. 2 BNatSchG sind alle Handlungen, die

zu einer Zerstérung, Beschddigung oder Verdnderung des
NSG oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen
Storung fithren kénnen, nach Mafigabe ndherer Bestim-
mungen verboten. Gleiches gilt fiir Handlungen au3erhalb
des NSG, die sich auf den besonderen Schutzzweck des
NSG entsprechend auswirken.

Dartiber hinaus sind geméft § 33 Abs. 1 BNatSchG alle
Verdnderungen und Stérungen verboten, die zu einer er-
heblichen Beeintrdchtigung des FFH-Gebietes in seinen
fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maf3gebli-
chen Bestandteilen fithren kénnen, auch dann, wenn sie
von auflen in das Gebiet hineinwirken.

(2) Auf Grund des § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG darf das NSG

auflerhalb der in der mitver6ffentlichten Karte dargestell-
ten Wege nicht betreten werden, soweit § 4 nichts anderes
bestimmt.

(3) Zur Vermeidung von Gefihrdungen und Stérungen des

besonderen Schutzzwecks im NSG sind insbesondere fol-
gende Handlungen untersagt:

1. organisierte Veranstaltungen aller Art durchzufiihren;
ausgenommen von dem Verbot sind naturkundliche Fiih-
rungen durch einen entsprechend gebildeten Fiihrer,

2. Hunde unangeleint laufen zu lassen; ausgenommen
sind Jagd- und Rettungshunde, sofern diese sich im
Dienst befinden,

3. zulagern, zu campen oder zu zelten,

4. bauliche Anlagen einschlieflich genehmigungsfreier
Anlagen zu errichten sowie Schilder aller Art ein-
schlieflich Werbeeinrichtungen aufzubauen, soweit
sie sich nicht auf den Naturschutz oder den Verkehr
beziehen oder als Ortshinweise dienen; ausgenommen
von dem Verbot sind zum Zwecke der Jagd errichtete
Hochsitze und Weideschutzhiitten aus Naturmateria-
lien, die sich in das Landschaftsbild einfiigen und
nicht baugenehmigungspflichtig sind,

5. Abfall aller Art, Schutt oder Anderes voriibergehend
oder dauerhaft zu lagern; ausgenommen von dem Ver-
bot ist die vortibergehende Lagerung von Siloballen,
Landschaftspflegematerial, Lesesteinen und Holz zur
Abholung, sofern auf den jeweiligen Flachen gewon-
nen bzw. entnommen,

6. Einleiten von wassergefdhrdenden Stoffen jeglicher
Art in Oberflichengewdsser oder den Grundwasser-
korper des Schutzgebietes,
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7. FFH-Lebensraumtypen nach § 2 Abs. 4 durch zusitz-
liche Luftstickstoffeintrdge in Folge von Projekten im
Sinne von § 34 Abs. 1 BNatSchG zu beeintrichtigen,

8. das Gebiet mit Kraftfahrzeugen aller Art, einschlief’-
lich Quads, Segways und Motorrddern zu befahren;
ausgenommen von dem Verbot ist das Befahren des
Sieverdinger Kirchweges,

9. im Gebiet abseits 6ffentlicher, ganzjéhrig befahrbarer
Wege zu reiten,

10. ferngesteuerte Gerite zu betreiben und Drachen, Mo-
dellflugzeuge oder andere Luftfahrzeuge zu starten
und, abgesehen von Notfallsituationen, landen zu las-
sen,

11. Uberfliige aller Art unter 150 m iiber der Bodenober-
fliche durchzufiihren,

12. Grunland oder Brachfldchen in eine andere Nutzungs-
art zu uberfiithren,

13. den Griinlandbiotoptyp ,sonstiges artenreiches meso-
philes Griinland“ (GMS), welcher in der mitveroffent-
lichten Karte dargestellt ist, zu verdndern,

14. Ackerbau und Kurzumtriebsplantagen oder Weih-
nachtsbaumkulturen zu betreiben,

15. Wasser aus Flief8- und Stillgewéssern oder dem Grund-
wasser zu entnehmen, auch wenn dies nur indirekt
geschieht; Viehtranken sind von dem Verbot ausge-
nommen,

16. zusitzliche Entwésserungen durchzufiihren oder den
Grundwasserspiegel auch nur geringfiigig abzusen-
ken,

17. Leitungen aller Art zu verlegen,
18. Bohrungen aller Art niederzubringen,

19. das Bodenrelief zu verdndern, einschliefflich der Neu-
anlage von Gewdssern,

20. Feuer zu machen oder zu grillen,
21. Torf, Tiere, Pflanzen oder Pilze zu entnehmen,

22. Ubungen militdrischer oder ziviler Hilfs- und Schutz-
dienste durchzufithren, aufler im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehorde,

23. die Ruhe und Ungestortheit durch Larm jeglicher Art
oder auf andere Weise auch kurzzeitig zu stéren,

24. zu baden,

25. Gewdsser mit Booten oder anderen Geriten zu befah-
ren,

26. frei lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu
beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vorrichtungen
anzubringen, sie zu fangen oder zu téten oder Pup-
pen, Larven, Eier oder Nester oder sonstige Brut- und
Wohnstétten solcher Tiere fortzunehmen oder zu be-
schidigen,

27. Tiere, Pilze oder Pflanzen einzubringen oder Neuauf-
forstungen durchzufiihren,

28. FFH-Lebensraumtypen oder gem. § 30 BNatSchG ge-
schiitzte Biotope zu verdndern, zu beeintrdchtigen
oder zu zerstéren sowie

29. Totholz sowie Habitat- und Altbdume zu entnehmen,
sofern dies nicht zur Verkehrssicherung entlang von
Wegen zwingend erforderlich ist.

(4) Die ordnungsgeméfde Jagdausiibung bleibt von den Rege-
lungen dieser Verordnung unberiihrt, soweit diese sich auf
das Recht zum Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und An-
eignen von Wild und den Jagdschutz erstreckt und keine
streng geschiitzten Arten im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 14
BNatSchG betrifft. Dem Verdnderungsverbot nach § 23
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG unterliegen weiterhin
1. die Neuanlage oder Erweiterung von Wildackern, Wild-
dsungsflachen, Kéder- und Futterplétzen,

2. der Betrieb von Wildfutterungsanlagen ausgenommen
in Notzeiten gemafd § 32 Abs. 1 Niedersichsisches Jagd-
gesetz (NJagdG).
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§4
Freistellungen
(1) Allgemein freigestellt sind:

1. das Betreten und Befahren des NSG durch die jeweili-
gen Eigentiimerinnen und Eigentiimer, die Nutzungs-
berechtigten sowie deren Beauftragte zur rechtméfiigen
Nutzung oder Bewirtschaftung der Grundstiicke,

2. das Betreten und Befahren des NSG zur Erfiillung
dienstlicher Aufgaben

a.) durch Bedienstete der Naturschutzbehorden und
deren Beauftragte,

b.) durch Bedienstete anderer Behorden und offentli-
cher Stellen sowie deren Beauftragte soweit dies zur
Erfillung ihrer dienstlichen Aufgaben notwendig
ist,

3. Mafnahmen zur Pflege- und Entwicklung einschlief’-
lich der wissenschaftlichen Untersuchung und Erfor-
schung des Naturschutzgebietes im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehorde. Werden Mafinahmen im Auf-
trag der Unteren Naturschutzbehorde ausgefiihrt, be-
dirfen diese keines gesonderten Einvernehmens der-
selben.

(2) Die natur- und landschaftsvertragliche Bewirtschaftung
von Waldflachen ist — ausgenommen in Moorwéldern,
welche in der mitver6ffentlichten Karte gekennzeichnet
sind — freigestellt, jedoch

1. nur bei ausschlieBlich einzelstammweiser, boden- und
vegetationsschonender Holzentnahme in der Zeit vom
1. Januar bis 1. Mérz eines Jahres sowie vom 1. Septem-
ber bis zum 31. Dezember eines Jahres,

2. ohne Tot-, Habitat- oder Altholzentnahme,

3. ohne Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, wenn nicht
das Einvernehmen der Naturschutzbehorde vorliegt,

4. ohne Bodenbearbeitungsmafinahmen,
5. ohne erhebliche Bodenverdichtungen,

6. ohne Standortverdnderungen (abiotische Verhéltnisse)
durch z. B. Entwisserung, Diingung oder Kalkung,

7. bei Neupflanzung und Aussaat mit autochthonem
Pflanz- und Saatmaterial unter ausschlieflicher Verwen-
dung von Kiefer (Pinus sylvestris), Eiche (Quercus robur)
und Birke (Betula pendula, B. pubescens) und génzlich
ohne Verwendung von Fichte (Picea abies), Douglasie
(Pseudotsuga menziesii), Weymouth-Kiefer (Pinus stro-
bus), Roteiche (Quercus rubra) und Larche (Larix decidua)
sowie anderer natirlicherweise gebiets- und lebens-
raumfremder Arten,

8. auf Moorstandorten ist eine dem Erhalt oder der Ent-
wicklung hoéherwertiger Biotop- oder Lebensraumty-
pen dienende Holzentnahme nur mit Zustimmung der
Naturschutzbehorde zuldssig. Die betreffenden Moor-
standorte sind in der mitveroffentlichten Karte darge-
stellt. Der Unterbau lebensraumfremder Baumarten ist
nicht zulassig.

Die Vorschriften des BNatSchG zum Schutz von Horst- und
Hohlenbdumen als Nist-, Brut-, Wohn- und Zufluchtstitte fiir
besonders geschiitzte Arten bleiben unbertihrt.

(3) Freigestellt ist gem. § 5 Abs. 2 BNatSchG die natur- und
landschaftsvertrigliche Nutzung von Griinland, welches
in der mitveroffentlichten Karte dargestellt ist, nach guter
fachlicher Praxis und unter folgenden Bedingungen:

1. ohne Pflegeumbruch; Nachsaat im Schlitzverfahren ist
zuldssig,

2. insbesondere bei Beweidung ohne erhebliche Bescha-
digung der Grasnarbe,

3. ohne Anwendung von Pflanzenschutzmitteln; ausge-
nommen ist die horstweise Bekdmpfung von Weide-
unkrdutern und Giftpflanzen, sofern dies mindestens

21 Tage vor Anwendung schriftlich bei der Unteren
Naturschutzbehorde angezeigt wurde und diese bin-
nen 21 Tagen keine Einwédnde erhoben hat,

4. ohne zusitzliche Entwésserungsmafinahmen,

5. unter ausschlieflicher Verwendung von Festmist, je-
doch ohne Gefliigelmist,

6. ohne Ackernutzung sowie
7. ohne Geflugelhaltung.

Die Anlage und der Betrieb von Viehtrianken sowie die Errich-
tung, Unterhaltung oder Instandsetzung ortstiiblicher, der Land-
schaft angepasster unauffilliger Weidezdune sind freigestellt.

(4) Zur Unterhaltung von Wegen und Gréiben sind folgende
Handlungen freigestellt:

1. die Unterhaltung der vorhandenen Wege, welche in
der mitveroffentlichten Karte dargestellt sind, mit abge-
lagerten Lesesteinen, heimischen Sanden und heimi-
schem Natursteinschotter, bodensauren Sanden oder
Natursteinschottern aus anderen Regionen oder natiir-
lich anstehendem Material, einschlieflich der Freihal-
tung des Lichtraumprofils,

2. die ordnungsgeméfie naturschonende Grabenunterhal-
tung entlang der vorhandenen Griben und ausschlief3-
lich manuell oder mit Mahkorb, in der Zeit vom
1. September bis 31. Dezember eines Jahres unter Er-
haltung und Férderung der ckologischen Funktionsfa-
higkeit des Gewdissers insbesondere als Lebensraum
von wild lebenden Tieren und Pflanzen, ohne Besché-
digung oder Verdnderung der Gewéssersohle, soweit ein
Pflege- und Entwicklungsplan oder Natura 2000-Ma-
nagementplan nichts anderes festlegt.

(5) Die Entwicklung von Wald in einen in § 2 Abs. 4 aufge-
fithrten anderen Lebensraumtyp des Anhang I der FFH-
Richtlinie ist im Einvernehmen mit der Unteren Natur-
schutzbehorde freigestellt.

(6) Weitergehende Vorschriften des § 30 BNatSchG und des
§ 24 Abs. 1 NAGBNatSchG bleiben unbertihrt.

(7) Zum Zeitpunkt der Verordnungsgebung bestehende recht-
maéfige, behordliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder
sonstige Verwaltungsakte bleiben unbertihrt.

§5
Pflege- und Entwicklungsmafinahmen

Grundstiickseigentiimerinnen und Grundstiickseigentiimer
sowie die Nutzungsberechtigten sind gem. § 65 Abs. 1 BNatSchG
verpflichtet, folgende Pflege- und Entwicklungsmafinahmen
zu dulden, soweit dadurch die Nutzung des Grundstiicks
nicht unzumutbar beeintrdchtigt wird:

a.) das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des NSG
sowie zur Vermittlung von Informationen tber das Gebiet,

b.) die Bekdmpfung nicht standortheimischer Pflanzen, insbe-
sondere der Weymouth-Kiefer (Pinus strobus), der Spétblii-
henden Traubenkirsche (Prunus serotina), des Japanischen
Staudenknoterichs (Reynoutria japonica) und der Kultur-
heidelbeere (Vaccinium corymbosum),

c.) die Entkusselung, Mahd, Plaggmafinahmen oder extensive
Beweidung auf nicht landwirtschaftlich genutzten Flachen
und die Wiederverndssung von Fliachen, wenn dies fir
den besonderen Schutzzweck des NSG gem. § 2 Abs. 3
Nr. 1-4 und 7-8 bzw. § 2 Abs. 4 Nr. 1-5 im Auftrag der Na-
turschutzbehorde erforderlich ist,

d.) die Kammerung bzw. Abdichtung von vorhandenen Gra-
ben, wenn dies fiir den besonderen Schutzzweck des NSG
gem. § 2 Abs. 3 Nr. 1-4 und 7-8 bzw. § 2 Abs. 4 Nr. 1-5 und
die Herstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes erfor-
derlich ist.

Die Eigentiimerinnen und Eigentiimer sind gem. § 65 Abs. 2
BNatSchG vor Durchfithrung der Mafinahmen zu benachrich-
tigen.
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§6
Befreiungen bzw. Einvernehmen

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zustidndige
Naturschutzbehérde nach Maf3gabe des § 67 BNatSchG
und § 41 Abs. 1 NAGBNatSchG Befreiung gewahren.

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Pldnen und Projekten,
die das FFH-Gebiet betreffen, kann nur gewdhrt werden,
wenn sie sich im Rahmen der Priifung gemafs § 34 Abs. 1
BNatSchG und § 26 NAGBNatSchG als mit dem Schutz-
zweck dieser Verordnung vereinbar erweisen oder die Vor-
aussetzungen des § 34 Abs. 1-3 BNatSchG erfiillt sind.
Eine Befreiung ersetzt nicht eine nach sonstigen Vorschrif-
ten erforderliche Genehmigung.

(3) Die Naturschutzbehorde kann, soweit keine Beeintriachti-
gungen oder Gefdahrdungen des Schutzgebietes, einzelner
seiner Bestandteile oder seines Schutzzweckes vorliegen
und die Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 BNatSchG erfiillt
sind, ihr nach dieser Verordnung erforderliches Einver-
nehmen nach schriftlichem Antrag erteilen. Die Einver-
nehmenserkldrung kann mit Nebenbestimmungen, ins-
besondere zu Zeitpunkt, Ort und Ausfithrungsweise verse-
hen werden.

§7
Verstiofle

(1) Ordnungswidrig gemédfs § 43 Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 4
NAGBNatSchG handelt, wer vorsitzlich oder fahrldssig
entgegen § 23 Abs. 2 S. 1 BNatSchG Handlungen vornimmt,
die das Naturschutzgebiet oder einzelne seiner Bestand-
teile zerstort, beschidigt oder verdndert oder wer vorsitz-
lich oder fahrléssig gegen die Verbote der §§ 3 und 4 dieser
Verordnung versto3t, ohne dass eine erforderliche Zustim-
mung bzw. Einvernehmenserklarung erteilt oder eine Be-
freiung gewéhrt wurde, oder wenn durch die Naturschutz-
behorde fristgerecht Einwendungen gegen eine anzeige-
pflichtige Mafinahme erhoben wurden.

(2) Ordnungswidrig gemafd § 43 Abs. 3 Nr. 7 NAGBNatSchG
handelt, wer vorsitzlich oder fahrldssig entgegen § 16
NAGBNatSchG das Naturschutzgebiet auflerhalb der Wege
betritt.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit gem. Abs. 1 oder 2 begangen
worden, so kénnen Gegenstinde, auf die sich die Ordnungs-
widrigkeit bezieht oder die zu ihrer Begehung oder Vorbe-
reitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind,
gem. § 44 NAGBNatSchG eingezogen werden.

(4) Eine Straftat gem. § 329 Abs. 3 oder 4 Strafgesetzbuch (StGB)
begeht, wer entgegen den Regelungen dieser Verordnung
1. Bodenschitze oder andere Bestandteile abbaut oder ge-

winnt,

2. Abgrabungen oder Aufschittungen vornimmt,

Gewisser schafft, verdndert oder beseitigt,

. Moore, Stimpfe, Briiche oder sonstige Feuchtgebiete ent-

wassert,

5. Wald rodet,

6. Tiere einer im Sinne des BNatSchG besonders ge-
schiitzten Art totet, fangt, dieser nachstellt oder deren
Gelege ganz oder teilweise zerstort oder entfernt,

7. Pflanzen einer im Sinne des BNatSchG besonders ge-
schiitzten Art beschddigt oder entfernt,

8. ein Gebdude errichtet und dadurch den Schutzzweck
nicht unerheblich beeintrdchtigt oder

9. wer einen FFH-Lebensraumtyp nach § 2 Abs. 4 dieser
Verordnung erheblich schadigt.

Die Tat kann mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geld-

strafe bestraft werden.

= v

§8
Aufheben von Verordnungen
Mit Inkrafttreten dieser Verordnung wird die Verordnung der
Bezirksregierung Liineburg tiber das Naturschutzgebiet ,,Grund-
loses Moor” in der Stadt Walsrode, Landkreis Soltau-Falling-
bostel vom 30. Juli 1990 aufgehoben.
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§9
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Vero6ffentlichung im
Niedersdchsischen Ministerialblatt in Kraft.

Soltau, den 17.6.2016

Landkreis Heidekreis
Der Landrat

Ostermann

— Nds. MBI. Nr. 28/2016 S. 785

Die Anlage ist auf den Seiten 792/793
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.

Verordnung iiber das Naturschutzgebiet ,,Vehmsmoor*
in der Stadt Walsrode, Landkreis Heidekreis
vom 17.06.2016

Aufgrund der §§ 22, 23 und 32 des Gesetzes iiber Naturschutz
und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG)
vom 29.07.2009 (BGBL I S. 2542), zuletzt gedndert durch
Art. 421 der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBL. I S. 1474), in
Verbindung mit den §§ 14, 15, 16 und 32 Abs. 1 des Nieder-
sdchsischen Ausfithrungsgesetzes zum Bundesnaturschutzge-
setz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBL. S. 104) wird
verordnet:

§1
Naturschutzgebiet

(1) Das in den Absitzen 2 und 3 nédher bezeichnete und in der
mitveroffentlichten Karte dargestellte Gebiet in den Ge-
markungen Vethem, Kirchboitzen und Fulde, Stadt Wals-
rode, Landkreis Heidekreis, wird zum Naturschutzgebiet
(NSG) ,,Vehmsmoor* erklart.

(2) Das Naturschutzgebiet hat eine Grofie von rd. 255 ha.

(3) Die Grenze des NSG ergibt sich aus der mitveroffentlichten
Karte im Mafistab 1 : 10.000 (Anlage). Diese verlduft auf der
Innenseite der dargestellten Grenzlinie. Randgraben sind
Bestandteil des NSG. Die Karte ist Bestandteil dieser Ver-
ordnung. Die Verordnung mit der Karte kann wéhrend der
Dienststunden bei der Stadt Walsrode und beim Landkreis
Heidekreis, Harburger Str. 2, 29614 Soltau — Untere Na-
turschutzbehorde — unentgeltlich eingesehen werden.

Das NSG ,,Vehmsmoor* ist identisch mit dem gleichnami-
gen Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebiet (Nr. 79).

§2
Schutzgegenstand und Schutzzweck

(1) Das NSG ist tiberwiegend durch verschiedene Hochmoor-
degenerationsstadien mit Handtorfstichen und feuchten
Heiden gepréagt. Es besteht grofiflichig aus Moorwildern,
die durchsetzt sind von Feuchtheiden und Handtorfstichen.
Im Randbereich finden sich noch genutzte Grinlandfla-
chen und zum Teil naturferne Nadelwalder.

(2) Allgemeiner Schutzzweck ist nach Mafigabe der §§ 23
Abs. 1 und 32 BNatSchG die Erhaltung und naturnahe
Entwicklung des Hochmoores einschlieflich der Degene-
rations- und Pfeifengrasstadien, der Schwingrasen- und
Ubergangsmoore, der Heiden, der sonstigen dystrophen
Stillgewisser, der Hochmoorfldchen sowie der Moorwald-
komplexe auf den fiir sie naturraumtypischen Standorten
mit den jeweils charakteristischen Tier- und Pflanzenarten
und deren Lebensgemeinschaften.

(3) Besonderer Schutzzweck ist:

1. die Erhaltung und Entwicklung des Torfkorpers und
die Wiederherstellung von Standortverhéltnissen, ins-
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besondere von naturnahen Wasserverhiltnissen, die
so weit wie moglich den natiirlichen Gegebenheiten
entsprechen,

2. die Erhaltung, Entwicklung und Férderung offener
Moorbereiche der degenerierten Hoch- und Ubergangs-
moore sowie Feuchtheiden mit Glockenheide,

3. die Erhaltung und Entwicklung der dystrophen Still-
gewdsser (Torfstiche),

4. die Erhaltung und Entwicklung von naturnahen und
strukturreichen Birken- und Kiefernbruchwiéldern,

5. die Erhaltung und Entwicklung von naturnahen tot-
und altholzreichen Wéldern einschliefSlich struktur-
reicher lichter Waldinnen- und Waldaufenrander und
Ubergangsbiotope, unter anderem durch das Zulassen
eigendynamischer Prozesse, durch die Entnahme ge-
bietsfremder, teilweise invasiver Pflanzen und Gehdolz-
arten wie z. B. Fichten (Picea abies), Douglasie (Pseu-
dotsuga menziesii), Strobe (Pinus strobus), Spatblithende
Traubenkirsche (Prunus serotina) und Kulturheidel-
beere (Vaccinium corymbassum),

6. die Erhaltung von Pufferzonen und deren Entwick-
lung hin zu naturnah bewirtschafteten Flachen,

7. die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Le-
bensraum aller gebietstypischen Tierarten wie insbe-
sondere fiir Moorfrosch, Flederméuse, Kranich,

8. die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Le-
bensraum gefihrdeter gebietstypischer Pflanzenarten
wie insbesondere Rosmarinheide (Andromeda polifo-
lia), Rundblattriger Sonnentau (Drosera rotundifolia),
Mittlerer Sonnentau (Drosera intermedia), Weifles
Schnabelried (Rhynchospora alba), Gewohnliche Moos-
beere (Vaccinium oxycoccos), Rauschbeere (Vaccinium
uliinosum),

9. die Erhaltung und Entwicklung des naturnahen, weit-
gehend ungestorten Landschaftsbildes,

10. die Erhaltung und Entwicklung der Qualitit, Leis-
tungsfihigkeit und Regeneration der Schutzgiiter Bo-
den, Klima und Grundwasser,

11. die Erhaltung der Ruhe und Ungestortheit zum Zwecke
des ruhigen Landschaftserlebens sowie insbesondere
zum Schutz der streng geschiitzten Brutvogel.

(4) Das NSG umfasst das gesamte FFH-Gebiet Nr. 79 ,,Vehms-

moor”. Die Ausweisung des NSG ist ein Beitrag zum Aufbau
und zum Schutz des Europédischen Netzes ,Natura 2000“.
Sie dient damit der Umsetzung der FFH-Richtlinie (Richt-
linie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhal-
tung der natiirlichen Lebensrdaume sowie der wildleben-
den Tiere und Pflanzen, ABl. EG Nr. L 206, S. 7; 1996
Nr. L 59 S. 63, zuletzt gedndert durch Richtlinie 2013/17/EU
des Rates vom 13. Mai 2013, ABI. Nr. L. 158, S. 193).

Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) fir das FFH-
Gebiet im NSG ist daher weiterhin die Erhaltung oder Wie-
derherstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes fol-
gender FFH-Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-
Richtlinie einschliefilich der jeweils charakteristischen Tier-
und Pflanzenarten:

1. 7120 Noch renaturierungsfihige degradierte Hoch-
moore durch

Erhaltung und Forderung der Renaturierung von durch
Nutzungseinfliisse degenerierten Hochmooren mit mog-
lichst weitrdumig nassen, ndhrstoffarmen, waldfreien Fla-
chen, die durch typische, torfbildende Hochmoorvegetation
gekennzeichnet sind, und naturnahen Moorrandbereichen,
einschliefilich ihrer charakteristischen Tier- und Pflanzen-
arten insbesondere durch Vermeidung von Néhrstoffein-
tragen, durch Sicherung und Verbesserung des Wasser-
haushaltes sowie durch bedarfsgerechte Entfernung des Ge-
holzwuchses, bedarfsgerechtes Entfernen von Rohhumus
und regelméaflige Maflinahmen zur Heideverjiingung mit
ausgepragter Strukturvielfalt,

2. 7150 Torfmoor-Schlenken durch

Erhaltung und Férderung von nassen, néhrstoffarmen Torf-
und/oder Sandfldchen mit Schnabelriedgesellschaften im

Komplex mit Hoch- und Ubergangsmooren, Feuchtheiden
und/oder néhrstoffarmen Stillgewiéssern einschlieBlich ih-
rer charakteristischen Tier- und Pflanzenarten sowie

3. 91DO Moorwilder durch

Erhaltung und Wiederherstellung eines giinstigen Erhal-
tungszustandes torfmoosreicher Birken- und Kiefernbruch-
wilder auf nihrstoffarmen, wassergesittigten Torfbéden
mit verschiedenen Altersphasen in mosaikartigem Wech-
sel, mit standortgerechten, heimischen Baumarten, mit ho-
hem Alt- und Totholzanteil sowie strukturreichen, lichten
Waldrandern einschliefSlich charakteristischer Tier- und
Pflanzenarten insbesondere durch Sicherung und Verbes-
serung des Wasserhaushaltes und weiterer landschafts-
pflegerischer Mafinahmen.

§3

Schutzbestimmungen

(1) Gemaf § 23 Abs. 2 BNatSchG sind alle Handlungen, die

zu einer Zerstérung, Beschddigung oder Verdnderung des
NSG oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen
Storung fithren konnen, nach Mafigabe nédherer Bestim-
mungen verboten. Gleiches gilt fiir Handlungen au3erhalb
des NSG, die sich auf den besonderen Schutzzweck des
NSG entsprechend auswirken.

Dariiber hinaus sind geméafl § 33 Abs. 1 BNatSchG alle
Verdnderungen und Stérungen verboten, die zu einer er-
heblichen Beeintrdachtigung des FFH-Gebietes in seinen
fir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafigebli-
chen Bestandteilen fithren kénnen, auch dann, wenn sie
von aufden in das Gebiet hineinwirken.

(2) Auf Grund des § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG darf das NSG

auflerhalb der in der mitver6ffentlichten Karte dargestell-
ten Wege nicht betreten werden, soweit § 4 nichts anderes
bestimmt.

(3) Zur Vermeidung von Gefihrdungen und Stérungen des

besonderen Schutzzwecks im NSG sind insbesondere fol-
gende Handlungen untersagt:

1. organisierte Veranstaltungen aller Art durchzufiihren;
ausgenommen von dem Verbot sind naturkundliche
Fithrungen durch einen entsprechend gebildeten Fiih-
rer,

2. Hunde unangeleint laufen zu lassen, ausgenommen
sind Jagd- und Rettungshunde, sofern diese sich im
Dienst befinden,

3. zu lagern, zu campen oder zu zelten,

4. bauliche Anlagen einschlieflich genehmigungsfreier
Anlagen zu errichten sowie Schilder aller Art ein-
schlielich Werbeeinrichtungen aufzubauen, soweit
sie sich nicht auf den Naturschutz oder den Verkehr
beziehen oder als Ortshinweise dienen; ausgenommen
von dem Verbot sind zum Zwecke der Jagd errichtete
Hochsitze und Weideschutzhiitten aus Naturmateria-
lien, die sich in das Landschaftsbild einfigen und nicht
baugenehmigungspflichtig sind,

5. Abfall aller Art, Schutt oder Anderes vortiibergehend
oder dauerhaft zu lagern, ausgenommen von dem Ver-
bot ist die voriibergehende Lagerung von Siloballen,
Landschaftspflegematerial, Lesesteinen und Holz zur
Abholung, sofern auf den jeweiligen Flichen gewon-
nen bzw. entnommen,

6. Einleiten von wassergefdhrdenden Stoffen jeglicher
Art in Oberflichengewdsser oder den Grundwasser-
korper des Schutzgebietes,

7. FFH-Lebensraumtypen nach § 2 Abs. 4 durch zusétz-
liche Luftstickstoffeintrdge in Folge von Projekten im
Sinne von § 34 Abs. 1 BNatSchG zu beeintrdchtigen,

8. das Gebiet mit Kraftfahrzeugen aller Art, einschliefSlich
Quads, Segways und Motorradern zu befahren,

9. im Gebiet abseits 6ffentlicher, ganzjihrig befahrbarer
Wege zu reiten,
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ferngesteuerte Gerédte zu betreiben und Drachen, Mo-
dellflugzeuge oder andere Luftfahrzeuge zu starten und,
abgesehen von Notfallsituationen, landen zu lassen,

Uberfliige aller Art unter 150 m tiber der Bodenober-
flache durchzufiihren,

Griinland oder Brachfldchen in eine andere Nutzungs-
art zu uberfithren,

die Griinlandbiotoptypen ,sonstiges artenreiches me-
sophiles Griinland“ (GMS) sowie ,,seggen-, binsen- und
hochstaudenreiche Flutrasen“ (GNF) zu verdndern,

Ackerbau und Kurzumtriebsplantagen oder Weih-
nachtsbaumplantagen zu betreiben,

Wasser aus Flie3- und Stillgewéssern oder dem Grund-
wasser zu entnehmen, auch wenn dies nur indirekt
geschieht; Viehtranken sind von dem Verbot ausge-
nommen,

zusitzliche Entwésserungen durchzufithren oder den
Grundwasserspiegel auch nur geringfiigig abzusenken,

Leitungen aller Art zu verlegen,
Bohrungen aller Art niederzubringen,

das Bodenrelief zu verdndern, einschlieflich der Neu-
anlage von Gewdssern,

Feuer zu machen oder zu grillen,
Torf, Tiere, Pflanzen oder Pilze zu entnehmen,

Ubungen militarischer oder ziviler Hilfs- und Schutz-
dienste durchzufiihren, auler im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehorde,

die Ruhe und Ungestortheit durch Larm jeglicher Art
oder auf andere Weise auch kurzzeitig zu storen,

zu baden,

Gewdsser mit Booten oder anderen Geriten zu befah-
ren,

frei lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu
beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vorrichtungen
anzubringen, sie zu fangen oder zu téten oder Pup-
pen, Larven, Eier oder Nester oder sonstige Brut- und
Wohnstitten solcher Tiere fortzunehmen oder zu be-
schédigen,

Tiere, Pilze oder Pflanzen einzubringen oder Neuauf-
forstungen durchzufiihren,

FFH-Lebensraumtypen oder gem. § 30 BNatSchG ge-
schiitzte Biotope zu verdndern, zu beeintrdchtigen
oder zu zerstéren sowie

Totholz sowie Habitat- und Altbdume zu entnehmen,

sofern dies nicht zur Verkehrssicherung entlang von
Wegen zwingend erforderlich ist.

(4) Die ordnungsgeméfie Jagdaustibung bleibt von den Rege-
lungen dieser Verordnung unberiihrt, soweit diese sich auf
das Recht zum Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen und An-
eignen von Wild und den Jagdschutz erstreckt und keine
streng geschiitzten Arten im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 14
BNatSchG betrifft. Dem Verdnderungsverbot nach § 23
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG unterliegen weiterhin

1.

2.

die Neuanlage oder Erweiterung von Wildackern, Wild-
asungsflachen, Koder- und Futterplétzen,

der Betrieb von Wildfiitterungsanlagen ausgenommen
in Notzeiten gemafd § 32 Abs. 1 Niedersdchsisches Jagd-
gesetz (NJagdG).

§4

Freistellungen

(1) Allgemein freigestellt sind:

1.
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das Betreten und Befahren des NSG durch die jeweili-
gen Eigentiimerinnen und Eigentiimer, durch die Nut-
zungsberechtigten sowie deren Beauftragte zur recht-
méfigen Nutzung oder Bewirtschaftung der Grund-
stiicke,

. das Betreten und Befahren des NSG zur Erfillung

dienstlicher oder wissenschaftlicher Aufgaben

a.) durch Bedienstete der Naturschutzbehérden und
deren Beauftragte,

b.) durch Bedienstete anderer Behorden und offentli-
cher Stellen sowie deren Beauftragte soweit dies zur
Erftllung ihrer dienstlichen Aufgaben notwendig ist,

Mafinahmen zur Pflege- und Entwicklung einschlief3-
lich der wissenschaftlichen Untersuchung und Erfor-
schung des Naturschutzgebietes im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehorde. Werden Mafinahmen im Auf-
trag der Unteren Naturschutzbehorde ausgefiihrt, be-
diirfen diese keines gesonderten Einvernehmens der-
selben.

(2) Die natur- und landschaftsvertrdgliche Bewirtschaftung
von Waldflachen ist — ausgenommen in Moorwaldern,
welche in der mitveroffentlichten Karte gekennzeichnet
sind — freigestellt, jedoch

1.

nur bei ausschlieflich einzelstammweiser, boden- und
vegetationsschonender Holzentnahme in der Zeit vom
1. Januar bis 1. Mérz eines Jahres sowie vom 1. Septem-
ber bis zum 31. Dezember eines Jahres,

2. ohne Tot-, Habitat- oder Altholzentnahme,
3. ohne Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, wenn nicht

das Einvernehmen der Naturschutzbehérde vorliegt,

4. ohne Bodenbearbeitungsmafinahmen,

ohne erhebliche Bodenverdichtungen,

ohne Standortverdnderungen (abiotische Verhéltnisse)
durch z. B. Entwésserung, Diingung oder Kalkung,

bei Neupflanzung und Aussaat mit autochthonem Pflanz-
und Saatmaterial unter ausschliefilicher Verwendung
von Kiefer (Pinus sylvestris), Eiche (Quercus robur) und
Birke (Betula pendula, B. pubescens) und géinzlich ohne
Verwendung von Fichte (Picea abies), Douglasie (Pseu-
dotsuga menziesii), Weymouth-Kiefer (Pinus strobus),
Roteiche (Quercus rubra) und Larche (Larix decidua)
sowie anderer natiirlicherweise gebiets- und lebens-
raumfremder Arten.

. auf Moorstandorten ist eine dem Erhalt oder der Ent-

wicklung hoherwertiger Biotop- oder Lebensraumty-
pen dienende Holzentnahme nur mit Zustimmung der
Naturschutzbehorde zulédssig. Die betreffenden Moor-
standorte sind in der mitveroffentlichten Karte darge-
stellt. Der Unterbau lebensraumfremder Baumarten ist
nicht zuldssig.

Die Vorschriften des BNatSchG zum Schutz von Horst- und
Hohlenbdumen als Nist-, Brut-, Wohn- und Zufluchtstétte fiir
besonders geschiitzte Arten bleiben unbertihrt.

(3) Freigestellt ist gem. § 5 Abs. 2 BNatSchG die natur- und
landschaftsvertragliche Nutzung von Griinland, welches
in der mitveroffentlichten Karte dargestellt ist, nach guter
fachlicher Praxis und unter folgenden Bedingungen:

1.

ohne Pflegeumbruch, Nachsaat im Schlitzverfahren ist
zuldssig,

. insbesondere bei Beweidung ohne erhebliche Bescha-

digung der Grasnarbe,

ohne Anwendung von Pflanzenschutzmitteln; ausge-
nommen ist die horstweise Bekdmpfung von Weideun-
krautern und Giftpflanzen sofern dies mindestens
21 Tage vor Anwendung schriftlich bei der Unteren
Naturschutzbehorde angezeigt wurde und diese bin-
nen 21 Tagen keine Einwédnde erhoben hat,

4. ohne zusitzliche Entwésserungsmafinahmen,

6.
7.

ab dem 1.1.2020 unter ausschliefllich emissionsarmer
Ausbringung fliissiger organischer Diinger mit Schlepp-
schuhverteiler oder vergleichbarer Verfahren, und ohne
Kldrschlamm,

ohne Ackernutzung sowie

ohne Gefliigelhaltung.

Die Anlage und der Betrieb von Viehtranken sowie die Errich-
tung, Unterhaltung oder Instandsetzung ortstiblicher, der Land-
schaft angepasster unauffilliger Weidezdune sind freigestellt.
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(4) Zur Unterhaltung von Wegen und Gréaben sind folgende

Handlungen freigestellt:

1. die Unterhaltung der vorhandenen Wege mit dem bis-
her eingebauten oder natiirlich anstehenden Material
unter der Voraussetzung, dass es sich um bodensaures
Material handelt,

2. die ordnungsgeméfie naturschonende Grabenunterhal-
tung entlang der in der mitvero6ffentlichten Karte darge-
stellten Grdben und ausschlieflich manuell oder mit
Mahkorb, in der Zeit vom 1. September bis 31. Dezem-
ber eines Jahres unter Erhaltung und Foérderung der
okologischen Funktionsfihigkeit des Gewdssers insbe-
sondere als Lebensraum von wild lebenden Tieren und
Pflanzen, ohne Beschddigung oder Verdnderung der Ge-
wissersohle, soweit ein Pflege- und Entwicklungsplan oder
Natura 2000-Managementplan nichts anderes festlegt.

(5) Die Entwicklung von Wald in einen in § 2 Abs. 4 aufge-
fithrten anderen Lebensraumtyp des Anhang I der FFH-

Richtlinie ist im Einvernehmen mit der Unteren Natur-

schutzbehorde freigestellt.

(6) Weitergehende Vorschriften des § 30 BNatSchG und des
§ 24 Abs. 1 NAGBNatSchG bleiben unberiihrt.

(7) Zum Zeitpunkt der Verordnungsgebung bestehende recht-
miéfige, behordliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder
sonstige Verwaltungsakte bleiben unberiihrt.

§5
Pflege- und Entwicklungsmafinahmen

Grundstickseigentiimerinnen und Grundstiickseigentiimer

sowie die Nutzungsberechtigten sind gem. § 65 Abs. 1 BNatSchG

verpflichtet, folgende Pflege- und Entwicklungsmafinahmen
zu dulden, soweit dadurch die Nutzung des Grundstiicks
nicht unzumutbar beeintrachtigt wird:

a.) das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des NSG
sowie zur Vermittlung von Informationen tiber das Gebiet,

b.) die Bekdmpfung nicht standortheimischer Pflanzen, insbe-
sondere der Weymouth-Kiefer (Pinus strobus), der Spétblii-
henden Traubenkirsche (Prunus serotina), des Japanischen
Staudenknoterichs (Reynoutria japonica) und der Kultur-
heidelbeere (Vaccinium corymbosum),

c.) die Entkusselung, Mahd, Plaggmafinahmen oder extensive
Beweidung auf nicht landwirtschaftlich genutzten Fliachen
und die Wiederverndssung von Flichen, wenn dies fiir
den besonderen Schutzzweck des NSG gem. § 2 Abs. 3
Nr. 1-4 und 7-8 bzw. § 2 Abs. 4 Nr. 1-3 im Auftrag der Na-
turschutzbehorde erforderlich ist,

d.) die Kammerung bzw. Abdichtung von vorhandenen Gra-
ben, wenn dies fiir den besonderen Schutzzweck des NSG
gem. § 2 Abs. 3 Nr. 1-4 und 7-8 bzw. § 2 Abs. 4 Nr. 1-3 und
die Herstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes erfor-
derlich ist.

Die Eigentiimerinnen und Eigenttimer sind gem. § 65 Abs. 2

BNatSchG vor Durchfiihrung der Mafinahmen zu benachrich-

tigen.

§6
Befreiungen bzw. Einvernehmen

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zustédndige
Naturschutzbehérde nach Mafigabe des § 67 BNatSchG
und § 41 Abs. 1 NAGBNatSchG Befreiung gewéhren.

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Pldnen und Projekten,
die das FFH-Gebiet betreffen, kann nur gewahrt werden,
wenn sie sich im Rahmen der Priifung gemifl § 34 Abs. 1
BNatSchG und § 26 NAGBNatSchG als mit dem Schutz-
zweck dieser Verordnung vereinbar erweisen oder die Vor-
aussetzungen des § 34 Abs. 1-3 BNatSchG erfiillt sind. Eine
Befreiung ersetzt nicht eine nach sonstigen Vorschriften
erforderliche Genehmigung.

(3) Die Naturschutzbehoérde kann, soweit keine Beeintrachti-
gungen oder Gefihrdungen des Schutzgebietes, einzelner
seiner Bestandteile oder seines Schutzzweckes vorliegen
und die Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 BNatSchG erfillt
sind, ihr nach dieser Verordnung erforderliches Einverneh-

men nach schriftlichem Antrag erteilen. Die Einvernehmens-
erkldrung kann mit Nebenbestimmungen, insbesondere zu
Zeitpunkt, Ort und Ausfithrungsweise versehen werden.

§7
Verstofie

(1) Ordnungswidrig gemafl § 43 Abs. 3 Nr. 1 oder Nr. 4
NAGBNatSchG handelt, wer vorsitzlich oder fahrléssig ent-
gegen § 23 Abs. 2 S. 1 BNatSchG Handlungen vornimmt,
die das Naturschutzgebiet oder einzelne seiner Bestandtei-
le zerstort, beschadigt oder verdndert oder wer vorsatzlich
oder fahrlissig gegen die Verbote der §§ 3 und 4 dieser
Verordnung verstofit ohne dass eine erforderliche Zustim-
mung bzw. Einvernehmenserkldarung erteilt oder eine Be-
freiung gewihrt wurde, oder wenn durch die Naturschutz-
behorde fristgerecht Einwendungen gegen eine anzeige-
pflichtige MafBnahme erhoben wurden.

(2) Ordnungswidrig gemafd § 43 Abs. 3 Nr. 7 NAGBNatSchG
handelt, wer vorsitzlich oder fahrlidssig entgegen § 16
NAGBNatSchG das Naturschutzgebiet auflerhalb der Wege
betritt.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit gem. Abs. 1 oder 2 begangen
worden, so kénnen Gegenstidnde, auf die sich die Ord-
nungswidrigkeit bezieht oder die zu ihrer Begehung oder
Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen
sind, gem. § 44 NAGBNatSchG eingezogen werden.

(4) Eine Straftat gem. § 329 Abs. 3 oder 4 Strafgesetzbuch (StGB)
begeht, wer entgegen den Regelungen dieser Verordnung
1. Bodenschitze oder andere Bestandteile abbaut oder ge-

winnt,
2. Abgrabungen oder Aufschiittungen vornimmt,
3. Gewdisser schafft, verdndert oder beseitigt,

4. Moore, Sumpfe, Briiche oder sonstige Feuchtgebiete
entwissert,

5. Wald rodet,

6. Tiere einer im Sinne des BNatSchG besonders ge-
schiitzten Art totet, fangt, dieser nachstellt oder deren
Gelege ganz oder teilweise zerstort oder entfernt,

7. Pflanzen einer im Sinne des BNatSchG besonders ge-
schiitzten Art beschédigt oder entfernt,

8. ein Gebadude errichtet und dadurch den Schutzzweck
nicht unerheblich beeintréchtigt oder

9. wer einen FFH-Lebensraumtyp nach § 2 Abs. 4 dieser
Verordnung erheblich schadigt.

Die Tat kann mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft werden.

§8
Aufheben von Verordnungen

Mit Inkrafttreten dieser Verordnung wird die Verordnung der
Bezirksregierung Liineburg iiber das Naturschutzgebiet
,Vehmsmoor* in der Stadt Walsrode, Landkreis Soltau-Fal-
lingbostel vom 25. Mai 1990 aufgehoben.

§9
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Veréffentlichung im
Niedersdchsischen Ministerialblatt in Kraft.

Soltau, den 17.6.2016

Landkreis Heidekreis
Der Landrat

Ostermann

— Nds. MBI Nr. 28/2016 S. 788

Die Anlage ist auf den Seiten 794/795
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.
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Anlage (zu S. 785)

Karte zur Verordnung
liber das Naturschutzgebiet
"Grundloses Moor"
in der Stadt Walsrode

Landkreis Heidekreis

Legende
= — == Naturschutzgebietsgrenze
(Innenrand der Linie)
Moorwalder gem. §4 (2) Nr.8
der Verordnung

Sonstige Walder gem. § 4 (2) Nr. 1-7

| \ " TN ' 7/% Grunland gem. § 4 (3) der Verordnung
b S ;’\ ' . ' - Wege zum Betreten und zur
R NG C Unterhaltung gem. § 4 (4) Nr.1
der Verordnung

. . o Mitten in Niedersachsen — mitten im Leben,

Der Landrat

Ostermann

Fachgruppe 09.5 Natur- und Landschaftsschutz

PlotNr. 1 Erstelltam 12042016

Mafstab 1:10.000 Erstellt von U. Englert

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niederséchsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung - AK5 ©2016 Q LGLN
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Nr. 28/2016 Anlage (zu S. 788)

Karte zur Verordnung
liber das Naturschutzgebiet
"Vehmsmoor"
in der Stadt Walsrode

Landkreis Heidekreis

Legende
Naturschutzgebietsgrenze
(Innenrand der Linie)

Moorwalder gem. §4 (2) Nr.8
der Verordnung

Sonstige Walder gem. § 4 (2) Nr. 1-7

7 .
7///,  Grinland gem. § 4 (3) der Verordnung

eecesce Graben gem § 4 (4) der Verordnung

Heideleveis

Mitten in Niedersachsen — mitten im Leben,

Der Landrat

Ostermann

Fachgruppe 09.5 Natur- und Landschaftsschutz

PlotNr. 1 Erstelltam  12,04.2016

MaRstab 1:10.000 Erstellt von U. Englert

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niederséchsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung - AK5 ©2016 Q LGLN
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	F. Kultusministerium
	Erste Hilfe, Brandschutz und Evakuierung in Schulen

	H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
	Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ANBest-ELER)

	Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
	Feststellung gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2011/92/EU (ExxonMobil Production Deutschland GmbH)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
	Öffentliche Bekanntmachung einer Genehmigung nach dem BImSchG (Buchler GmbH, Braunschweig)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG)
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG, Raalandsweg)
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG (Naturstrom Burfeind GmbH & Co. KG, Visoh)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim
	Bekanntmachung über die bundeseinheitliche Praxis bei der Überwachung der Emissionen aus Kleinfeuerungsanlagen

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg
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